
.-/"" BUNDESMINISTERIUM 
.... FUR WISSENSCHAFT UND FORSCHUNG 

GZ. 59.005/1-18/83 

An das 
Präsidium des Nationalrates 

in Wie n 

mit der Bitte um Kenntnisnahme. 

Wien, am 26. Juni 1983 

Der Bundesminister: 

Dr. FISCHER 
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P. 

I 
.I r \ 

Sachbearbeiter: 

, FüR WI~~ENSCHAFT UND FORSCHUNG 

G\. 59.005/1-18/83 

Dr.Walter KRAFT 
Tel. 6620/3135 DW 

\- r----------.-.------... 

Betreff: 

Entwurf eines Bundesgesetzes, mit dem 
das Kunsthochschul-Organisationsgesetz 
geändert wird; 
Aussendung zur Begutachtung; 

Gesetzentwurf 

ZL ............. ~ .. ~ .... -GE/19 ... ~) 
l. .J~ • . 2, ;{ 

Datum ............................ T1.··.··· .. d.······ 

Vertei Itt9.83. .. ::U7:: ... U ...... t-IJ..~ ..... . 

/ ~'/V(ct 

Das Bundesministerium für Wissenschaft und Forschung übermittelt in 

der Anlage den Entwurf eines Bundesgesetzes, mit dem das Kunsthoch­

schul-Organisationsgesetz, BGBl.Nr. 54/1970, geändert wird, samt 

Erläuterungen mit der Bitte, hiezu bis 

30. November 1983 

Stellung zu nehmen. 

Soll te bis zu diesem Zeitpunkt keine Stellungnahme einlangen, wird 

angenommen, daß gegen den Entwurf kein Einwand besteht. Leermeldungen 

sind somit nicht erforderlich. 

Weiters wird gebeten, 25 Ausfertigungen einer allfälligen Stellung­

nahme dem Präsidium des Nationalrates zuzuleiten. 

Beilagen Wien, am 26. Juni 1983 

Der Bundesminister: 

Dr. FISCHER 
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Anlage I zu GZ. 59.005/1-18/83 

E N T W U R F 
Bundesgesetz vom ................. , mit dem 

das Kunsthocbschul-Organisationsgesetz geändert wird 

Der N&tionalrat hat beschlossen: 

Art:'kel I 

Das Kuns thoch~chul-Organisa t ionsgeset z, BGBI. Nr. 5 4 / 1 970, :'n der 

Fassung der Bundesgesetze BGBl.Nr. 250/1973 und 35/1978 w:'rd w:'e 

folgt geändert: 

1. § 1 Abs. 2 und 3 hat zu lauten: 

"(~) Den Hochschulen, Abteilungen, Instituten und Hochschulbiblio­

theken kommt insofern Rechtspersönlichkeit zu, als sie berechtigt 

sind: 

a) durch unentgeltliche Rechtsgeschäfte Vermögen und Rechte zu 

erwerben und hievon im eigenen Namen zur Erfüll ung ihrer 

Zwecke Gebrauch zu machen; 

b) mi t Genehmigung des Bundesministers 1"" .ur wissenschaft und 

Forschung die Mitgliedschaft zu Vereinen, anderen juristi­

schen Personen und zwischenstaatlichen Organisationen, deren 

Zweck die Förderung von Hochschulaufgaben ist, zu erwerben. 

Die Genehmigung is t zu versagen, wenn durch die Mi tgl ied­

schaft Bundesinteressen verletzt würden; 

c) Angelegenheiten gemäß § 22 Abs. 

§ 28 l:'t. 0 zu besorgen. 

lit. kund m sowie gemäß 

(3) Die Hochschule wird durch den Rektor, die Abteilung durch den 

Abteilungslei ter, das Insti tut durch den Insti tutslei ter und die 

Hochschulbibliothek durch den Bibliotheksdirektor nach außen ver­

treten. Für Verbindlichkei ten, die im Rahmen der Vermögens fähig­

keit gemäß Abs. 2 entstehen, trifft den Bund keine Haftung." 
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2.§ 4 Abs. 3 hat zu entfallen; die Absätze 4 und 5 sind als Abs. 3 

und 4 zu bezeichnen und haben zu lauten: 

/1(3) Zustellungen haben nach den Bestimmungen des Zustellgesetzes, 

BGBl.Nr. 20/1982, mit der Maßgabe zu erfolgen, daß die Hinter­

legung bei ~er Hochschuldirektion vorzunehmen ist. Durch Anschlag 

an der Amt tafel der Hochschuldirektion ist kundzumachen, daß ein 

zuzustellendes SchriftstOck in der Hochschuldirektion liegt. 

Findet 

nicht 

der Empfänger zur Empfangnahme des SChriftstJckes 

so gilt die Zustellung als bewirkt, wenn seit dem 

Anschlag ader Amtstafel zwei Wochen verstrichen sind. 

(4) Für Am shandlungen der akademischer: 2encr tjen sowie :'Jr Amts­

handlungen des Bundesminis teri ums f:1r tii ss ense haft und Forse hung 

in Hochsch langelegenhei ten sind keine Verwal tungsabgaben gemäß 

§ 78 des Algemeinen Verwaltungsverfahrensgesetzes zu entrich:en./I 

3. § 14 ha zu lauten: 

/I§ 14. Nie h t k ü n s t leI" i s ehe s und 

w iss e s c h a f t 1 ich e s Per S 0 n a 1 

(1) Die vo den Hochschulen als nichtkOnstlerisches und nichtwis-

senschaftlches Personal verwendeten Beamten und Vertrags be­

diensteten unterstehen unmittelbar dem Leiter der Studleneinrich-

tung, der sie zur Dienst leistung zugeteil t sind; wei tere Vorge­

setzte si d der Abteilungsleiter, der Rektor und der Bundes­

minister f"r Wissenschaft und Forschung. Die Beamten und Vertrags­

bedienstet n der Hochschuldirektion und der Quästur einschließlich 

jener, die Abteilungen zugeteilt sind, unterstehen dem Hochschul­

direktor. eiterer Vorgesetzter ist der Bundesminister fOr Wissen­

schaft und Forschung. 

I 

! 
(2) Plans ellen des nichtkünstlerischen und nichtwissenschaft-

lichen Personals, fOr welche die Absolvierung eines Hochschulstu­

diums erforderlich ist, sind vom Rektor im "Amtsblatt zur Wiener 

Zeitung", im Mitteilungsblatt der Hochschule und gegebenenfalls 

darOber hi~aus in anderer geeigneter Form 5ffentlich auszuschrei­

ben. Sowe~ t es sich dabei um Planstell en für Bedienstete gemäß 

Abs. 1 zw~iter Satz handelt, ist die Ausschreibung vom Hochschul­

direktor vprzunehmen. 
I 
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(3) Die Bestellung von V~rtragsbediensteten des nichtkünstle­

rischen und nichtwissenschaftlichen Personals kann vom Bundes­

minister für Wissenschaft und Forschung im Einvernehmen mit dem 

Bundeskanzler und dem Bundesminister für Finanzen durch Verordnung 

d~in Rektor, sowei t es sich um Vertrags bedienstete gemäß Abs. 

zweiter Satz handelt, dem Hochschuldirektor übertragen werden, 

so fern dies im Interesse der Zweckmäßigkei t, Raschhei t, Einfach­

heit und Kostenersparnis gelegen ist und die Hochschuldirektion 

nach - ihrer personellen Besetzung zur Durchführung dieser Bestel­

lungen geeignet ist." 

4. § 16 Abs. 2 hat zu entfallen; die Abs. 3 und 4 sind als Abs. 2 

und 3 zu bezeichnen. 

5. § 20 Abs. 1 ~at zu lauten: 

"(1) Dem Gesamtkollegium geharen mi~ Si~z und Sti~~e an: 

a) der Rektor als Vorsitzender, 

b) der Stellvertreter des Rektors, 

c) die Abteilungsleiter, 

d) der Hochschuldirektor, 

e) die Vertreter der Leiter von nicht einer Abtei 1 ung ange-

gliederten Instituten, 

f) der Obmann des Dienststellenausschusses rür Hochschullehrer, 

g) der Obmann des Dienststellenausschusses rür die sonstigen 

Bediensteten, 

h) zwei Vertreter der im § 9 Abs. 1 Z 2 bis 4 genannten Lehrer, 

1) zwei Vertreter der an der Hochschule inskribierten Studie-

renden." 

6. § 20 Abs. 2 hat zu entfallen; die Abs. 3 bis 6 sind als Abs. 2 

bis 5 zu bezeichnen. 
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7. Dem ~ 21 Abs. 5 ist folgender Satz anzufügen:-

"In einem Gesamtkollegium (erweiterten Gesamtkollegium ), in dem 

die -Zahl der lviitglieder aus dem Kreise der Hochschulprofessoren 

nicht größer als die der anderen Mitglieder ist, kommen Beschlüsse 

gemäß § 22 A 

zustande, 

Hochschulpro 

1 lit. f, i und Cll, § 22 Abs. 2 und § 35 .. lbs. 6 nur 

eine Mehrheit der l"litglieder aus dem Kreise der 

für den Antrag gestimmt hat." 

o. § 21 Abs. 14 hat zu entfallen. 

9. § 22 Abs. 1 lit. 0 nat zu lautdn: 

"0) die Ver ügung über das n ge',..;-cnnene 'I ermögen der 

Hocnscnule ( 1 Ab s. 2 1 i t. a);" 

10. § 22 Abs. 2 nat zu entfalls::; der Aos. 3 i.3J: als Abs. 2 zu '::le-

zeichnen. 

11. § 28 lit. q hat zu lauten: 

"q) die Verf'gung über das gemäß lit. P gewonnene Vermögen der Ab­

teilung (§ 1 Abs. 2 lit. a)j" 

12. Der IV. bschnitt hat zu lauten: 

IV. AB'::;CHNITT 

Verwaltungseinrichtungen 

§ 30. Hoc h s c h u 1 dir e k t ion 

( 1) Die Bur~geschäfte des Rektors, des Gesamtkollegiums und der 
, 

AbteilUngSkOilegien hat die 

----------------------------------~ 

Hochschuldirektion zu besorgen. 
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(2) Der Hochschuldirektion obliegt insbesondere: 

a) die Besorgung der Personalangelegenheiten der Lehrer, des 

sonstigen künstlerischen und wissenschaftlichen Personals 

und des nichtkünstlerischen und nichtwissenschaftlichen Per­

sonals einschließlich des Personals der Hochschulbibliothek 

und die Führung einer Personalevidenz. 

b) di e Anschaffung, Evidenthai tung, :;: ns t andhal tung und Verwal­

tung des Inventars der Hochschule mit Ausnahme der Bestände 

der Hochschulbibliothek, soweit diese Aufgaben nicht bezüg­

lich der für den Lehr- und Forscnungsbetrieb nötigen Appa­

ra te und Anl agen durch Beschl '..L~ des Gesamt kollegi ums ein-

ze!nen Studieneinricht~ngen '..;erden; ferner 

Verbrauch bestimmten Materia:ie~: auf' 1n~rag der ~ochscnul-

direktion kann der Bundes~inister ~~r ~issenschaf~ ~nd For-

schung 

dieser 

'" .. ver .. ugen, daß 

Materialien 

Anschaffdng 

nicht durch d:'e 30chSchuldirektion 

sondern durch die Studieneinrichtung zu erfolgen hat, [Ur 

die ,jie Materialien bestimmt sind. Der Lei ter der Studien-

einrichtung ist vorher zu hören; 

c) die Evidenthai tung der der Hochschule zugewiesenen Grund­

stücke, Gebäude und Räume sowie ihrer Benützung (Benützungs­

plan), weiters deren Verwaltung und Instandhaltung nach Maß­

gabe der geltenden VorSChriften aber d'Q Verwaltung und 

technische Betreuung bundeseigener Liegenschaften (3undes­

gebäudeverwaltung); 

d) die Durchführung der Aufnahme in den Verband der Hochschule 

(§ 23 Kunsthochschul-Studiengesetz, BGBl.Nr 187/1983) als 

ordentlicher Hörer (§ 5 Z 1 KHStG), die Aufnahme als außer­

ordentlicher Hörer oder als Gasthörer (§ 26 KHStG), die 

Durchführung oder Inskription (§ 27 KHStG), d:'e Ausstellung 

von Abschluß- und Abgangsbescheinigungen (§ 43 KHStG) und 

die Evidenthaltung der Studierenden (§ 23 Abs. 7 KHStG)j 

e) die Herausgabe eines Mitteilungsblattes , das insbesondere 

für folgende Verlautbarungen bestimmt ist: 
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f. ordnungen der akademischen Beh6rden; 
2. chäftsordnungen von Kollegialorganenj 
3. min- und Ergebnis von Wahlenj 
4. teil~ngen an die Studierenden; 
5. schreibung von Planstellen. 

Das ,itteilungsblatt ist durch Aushang an der Amtstafel der 

Hochschuldirektion kundzumachen. Den unter Z und 2 ge-

nannten Verlautbarungen kommt rechtsverbindliche Kraft zu. 

Sie eginnt, wenn gesetzlich oder in diesen Verlautbarungen 

nichts anderes bestimmt ist, mit Ablauf des Tages der Kund-

mach 

brac 

An Hochschulen, die in mehreren Gebäuden unterge­

ist dafür zu sorgen, daß in allen Gebäuden in 

geei neter Weise auf den Aushang an der Amtstafel der Hoch-

schu direktion hingewiesen wird. 

f) Die usammenstellung und Herausgabe des Verzeichniss es der 

Lehr'eranstaltungen sowie von Studienführern für jede ~n der 

Hoch chule eingerichtete Studienri~htung; 

g) die Verwal tungsgeschäfte der Prüfer, ::ler Prü-
I 

fung~kommissionen und der PrOfungssenate. sowie die Ausferti-

gung von Zeugnissen und ihre Evidenthaltung. Der Hochschul­

tion kann vom Gesamtkollegium die Ausschreibung von 

ngen sowie die Entgegennahme von PrOfungsanmeldungen 

ragen werden; 

h) die erwaltung der Mittel, die der Hochschule vom Bund zuge­

und 

n werden und die ihr gemäß § 1 Abs. 2 zufließen, insbe­

re auch der für Gu tachten und Forschungsarbei ten ver­

hmten Mittel sowie die Ausarbeitung des Budgetantrages 

Stellenplanantrages der Hochschule auf Grund der 

lasse des Gesamtkollegiums sowie di~ Beratung der 

Organe der Hochschule in allen mit ihrer Tätigkeit zusammen­

hängenden finan~iellen Fragen; 

I 
i) die I Ausfertigung von Bescheiden, ins besondere auch in Stu-

I 

dieqangelegenheiten, auf Grund von Beschlüssen der zustän-
I 

dig~n akademischen Behörden sowie die Bearbei tung anderer 

Rec~tsangelegenheiten und die Beratung von Organen der Hoch-
I 

sch 1e in Rechtsangelegenheiten; 
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j) die Beschaffung, Sammlung und Aufschließung von Informa­

tionen über den Lehr- und Forschungsbetrieb , insbesondere 

durch Wahrnehmung der siCh aus der Anwendung moderner 

technischer Hilfsmittel ergebenden Möglichkeiten, zwecks 

Information der Organe der Hochschule sowie des Bundes­

ministeriums für Wissenschaft und Forschungj 

k)' die Bearbeitung der Angelegenheiten betreffend die 

Beziehungen der Hochschule zu anderen Hochschulen und Uni­

versitäten des In- und Auslandes sowie zu anderen Lehr- und 

Forschungseinrichtungen aller Artj 

1) die Führung des Hochschularchivs und der Aktenregistraturj 

~) die organisator~sche DurchfUhrung von 1eranstal~ungen (§ 

36) . 

(3) Die Hochschuldirekt:on kann nach Ma,'jgabe des Umfangs :..:nd der 

Eigenart der im Abs. 2 aufgezählten Aufgaben in Abteilungen 

gegliedert werden. 

(4) Die Hochschul direkt ion is t von einem Ven/al t ungs t~dmt en des 

Bundes zu leiten. Er führt die Verwendungs bezeichnung Hochschul­

direktor . Die Ernennung zum Hochschuld':rektor er folgt durch den 

Bundesminister für Wissenschaft und Forschung auf Grund einer 

öffentlichen Ausschreibung gemäß § 14 Abs. 2 nach Anhörung des 

Gesamtkollegiums. Voraussetzungen für die Ernennung sind, daß der 

Bewerber rechtskundig ist, ferner Kenntnisse der modernen Unter­

nehmensführung und Erfahrungen auf dem Gebiete der Verwaltung 

größerer Dienststellen, Anstalten und Betriebe besitzt. Der Hoch­

schuldirektor untersteht in Angelegenheiten des autonomen Wir­

kungsbereiches dem Rektor, in Angelegenheiten des staatlichen Wir­

kungsbereiches dem Bundesminister für Wissenschaft und Forschung, 

er ist jedoch auch in diesen Angelegenheiten verpflichtet, den 

Rektor zu informieren. Weisungen des Bundesministers für Wissen­

schaft und Forschung an den Hochschuldirektor sind unter einem dem 

Rektor bekanntzugeben. 
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§ 31. Q u äst u r 

(1) Die Q ästur ist eine der Hochschuldirektion eingegliederte 

Verwaltungseinrichtung. Sie hat alle Kassengeschäfte als Kasse der 

Hochschule zu besorgen und zwar: 

a)· . di e 

Vors 

inhebung von Forderungen nach Maßgabe der gel tenden 

b) die urchführung aller für die Hochschule oder ihre Einr:'ch-

tung n zu leistenden Zanl~ngen und deren Evidenthaltung; 

c) die \erständigung der aber j:A Mit~el verfGgungsberechtigten 

Pers nen oder akademischen Behcrden von der DurchfGhrung der 

Zahl ngen und von der Höhe der für die einzelnen f' .' .ur be-

stirn ~e_~erw~ndungszwecke in Betracht kommenden nech vorhan-

dene 

d) die errechnung aller Sinnahmen und Ausgaben der Hochschule 

nach Maßgabe der geltenden Vorschriften. 

(2) Die hat bei der Durchführung .ihrer Aufgaben auf 

Verwendung moderner technischer Hilfsmittel Bedacht zu 

nehmen. 

(3) Die rnennung des Leiters der Quästur erfolgt durch den 

Bundesminister für Wissenschaft und Forschung nach Anhörung des 

Gesamtkollegiums. Der Leiter der Quästur ist dem Hochschuldirektor 

unterstellt." 

I 
13. Dem § 33 Abs. 4 ist folgender Satz anzufagen: 

"Das erwe" terte Gesamtkollegium ist in diesen Fällen abweichend 

von den B stimmungen des § 12 Abs. 1 und 2 auch far die Beschluß­

fassung über Anträge auf Berufung von Gastprofessoren und auf 
I 

Erteilungivon Lehraufträgen zuständig." 
I 

'. 
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14. § 35 Abs. 7 dritter Satz hat zu lauten: 

"Dem Institutsleiter obliegt auch die Organisation des Instituts­

betriebes , die (Jberwachung der tanhal tung der Bes timmungen der 

Institutsordnung, der Abschluß von Rechtsgeschäften gemäß § 

Abs. 2 lit. a und die VerfUgung über das so gewonnene Vermögen des 

Instit~tes sowie die Entscheidung Uber Mitgliedschaften nach Maß­

gabe der Bestimmungen des § 1 Abs. 2 lit. b." 

15. § 35 Abs. 8 hat zu entfallen; die Abs. 9 und 10 sind als 

Abs. 8 und 9 zu bezeichnen. 

16. Dem § 35 sind folgende Abs. 10 und 11 anzufügen: 

"( 1 0) Zur Erfüllung von Aufgaben gemäß Abs. 3, die· den Bereich 

anderer Hochschulen berühren, ~önnen interhochschuliscne Instit~te 

eingerichtet werden. Zur Besorgung der nach den Bestimmungen 

dieses Bundesgesetzes dem Gesamtkollegium zUKommenden Aufgaben ist 

von den GesamtKollegien der beteiligten rtochschulen eine Kommis­

sion mit Entscheidungsbefugnis einzusetzen. Jedes Gesamtkollegium 

nat die gleiche Zahl von Mitg~ieaern zu entsenden. Die Kommission 

ist so zusammenzusetzen, daß wenigstens ein Vertreter einer jeden 

Personengruppe der Gesamtkollegien (Hochschulprofessoren, sonstige 

Lehrer, Studierende) der Kommission angehört. Ein Rektor der be­

teiligten Hochschulen ist einvernenmlich mit der Einberufung und 

der Leitung der konstituierenden Sitzung der Kommission zu beauf­

tragen. In der kons ti tuierenden Sitzung ist ein Vorsit zender der 

Kommission aus dem Kreise der der Kommission angehörenden Hoch­

schulprofessoren zu wählen. Die Bestimmungen des § 17 Abs. 4 und 

des § 21 Abs. 2, 7, 8 und 11 sind sinngemäß anzuwenden.Der Leiter 

des Instituts ist von der Kommission zu bestellen. Er wird mit der 

Bestell ung Mitglied der Kommission. Die Kommission hat ins beson­

dere auch zu bestimmen, welche HochschuldireKtion der beteiligten 

Hochschulen die das Ins ti tu t betreffenden Verwal tungsaufgaben zu 

übernehmen hat. 
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(11) Wird ein interhochschulisches Institut gemeinsam mit der Aka­

demie der bi denden Künste in Wien eingerichtet, so sind die Be-

stimmungen d 

Seite_-der Ak 

sorenkollegi 

23711955 ) 

10 mit der Maßgabe anzuwenden, daß auf der 

an die Stelle des Gesamtkollegiums das Profes­

(§§ 8 und 9 Akademie-Organisationsgesetz, BGBl.Nr. 

an die Stelle der Hochschuldirektion das Rektorat 

(§ ~1 Ak~dem"e-Organisationsgesetz) zu treten hat." 

17. § 37 Abs. 3 hat zu lauten: 

"(3) Die H chschulbibliothek ist unbeschadet der aechte des 

Gesamtkolleg"ums gemäß Abs. 9 und 11 von einem Beamten oder Ver­

tragsbediens eten des Bundes, der die Prüfung für den Höheren Bib­

liotheksdien t (BGBl.Nr. 659/1978 in der jeweiligen Fassung) :ni~ 

Erfolg abgel gt hat, zu leiten. Er führt die Verwendungsbezeich­

nung Bibliot eksdirektor. Der Bibliotheksdirektor ist vom Bundes-

:ninister für Wissenschaft und Forschung auf Grund einer öffent­

lichen Aussc reibung gemäß § 13 Abs. 1 nach Anhörung des Gesamt-

kollegiums bestellen. Er untersteht unmittelbar dem Bundes-

minister für Wissenschaft und Forschung. Der 3ibliotheksdirektor 

wird im Fa le seiner Verhinderung durch den an Dienstjahren 

ältesten an der Hochschulbibliothek gemäß Abs. 7 verwendeten 

Beamten der Verwendungsgruppe A (Vertragsbediensteten der Ent­

lohnungsgrup e a), in Ermangelung eines solchen durch den an 

Diens t jahren äl testen Beamten (Vertrags bediensteten) der j ewe i 1 s 

nächstfolgenden Verwendungsgruppe (Entlohnungsgruppe) vertreten." 

18. § 37 Abs. 4 lit. b hat zu lauten: 

"b) die An chaffung von Literatur und sonstigen Informations­
I 

trägern nac Maßgabe der vom Bundesministerium für Wissenschaft 

und Forschu g der Hochschulb ibl iothe k zugewiesenen Mittel sowie 

die Verfügu das gemäß § 1 Abs. 2 lit. a gewonnene Vermögen 

der Hochsch Ibibliothek;" 
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19. § 39 Abs; 1 hat zu lauten: 

"( 1) Personen, die sich um die von der Hoc hschul e vertretenen 

künstlerischen, wissenschaftlichen oder anderen kulturellen Ziele 

.besondere Verdienste erworben haben, kann vom Gesamtkollegium der 

Titel eines Ehrenmitgliedes der Hochschule verliehen werden. Eine 

posthume Verleihung ist zUlässig." 

20. § 40 hat zu lauten: 

"§ 40. S t 1'" a f b e s tim m u n gen 

(1) Die den Hochschulen nach den Be~timmungen dieses Bundesge­

setzes, der Kunsthochschulordnung sowie der Studiengesetze eigen­

tümlichen Titel und Bezeichnungen sowie die akademischen Grade und 

Berufsbezeichnungen sind nach Maßgabe der Bestimmungen des Abs. 2 

geSChützt. 

(2) Wer die im Abs. 1 erwähn~en Tite~ und Bezeichnungen sowie die 

akademischen Grade und Berufsbezei~hnungen allein oder in Zusam­

merisetzung unberechtigt führt, begeht, sofern es sich nicht um 

eine herkömmliche Bezeichnung handel t oder die Tat nicht nach 

einer anderen Bestimmung mit strengerer Strafe bedroht ist, eine 

Verwaltungsübertretung und wird mit einer Geldstrafe bis zu 

50.000,-- S oder mit Arrest bis zu sechs Wochen best~aft." 

Artikel II 

Die im Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Bundesgesetzes be­

stellten Rektoratsdirektoren gelten als Hochschuldirektoren im 

Sinne des § 30 Abs. 4 dieses Bundesgesetzes, die mit der Funktion 

von Quästoren betrauten Bediensteten als Leiter der Quästuren im 

Sinne des § 31 Abs. 3 dieses Bundesgesetzes. 

Artikel II! 

Mi t der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist der Bundesminister 

für Wissenschaft und Forschung betraut. 
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• 
l 
\ 

VORBLATT 

Problem: 

Das Kunstnochscnul-Organisationsgesetz wurde im Jahre 1~76 zum 

letzten Male geändert. Sei~her sind zahlreiche Novellierungs­

wUnsche von verschiedenen Stellen geäußert worden, die sich aus 

der Praxis ergaben. Bs waren auch die Erfahrungen zu berUcKsicnti-

gen, die aus der Vollziehung des Universitäts-Organisationsge­

setzes gewonnen werden ~onnten. 

Ziel: 

Die nechtsvereinneitlichung, die i~ Sereich des Studienwesens 

durch das Kunsthocnschul-Studiengesetz erziel t ' .... urde, soll auch 

auf dem Sektor des Organisa t i::lns recn ts angestrebt werden, wobei 

den spezifischen Zielsetzungen und strukturellen 3esonderneiten 

der Kunstnochscnulen weiterhin ~echnung zu tragen sein wird. 

Inhal t: 

Der -; o!' 1 i e gen::: e Gese~zen~'tlU!'"':" 2ez~...;eckt. eine weit.~ehende 

Angleicnung der Urganisation ~na jer ~ufgaben der Verwaltun~sein-

richtungen sowie der necntsstel~ung der rlektoratsdirektoren (Hoch-

schuldirektoren) unJ der Lei :'er je;:,~uästuren an das üOG, eine 

Mitwirkung der ?ersonalvertretung an der Willens bildung der 

Gesamtkollegien , aie ~or::nierung einer eingesohr!inl<~en rlecntsper-

s6nlichkeit fUr dochschulbibliotneken und eine Intensivierung der 

Zusammenaroeit der Hochscnulen in der Forscnung sowie recnts­

technische Verbesserungen. 

Alternativen: 

Keine. 

Kosten: 

Keine. 
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• 

Anlage I1 zu GZ. 39.:C5/1-18/83 

_ ~ L Ä U T E R U J G 2 N 

Allgemeiner Teil 

Das Kunstnochschul-Crganisationsgesetz, BGBl.Nr. 54/1970, wurde 

zuletzt mit Bundesgesetz vom 18. Jänner 1978, i::lGBl.Nr. 85, geän­

dert. Wesentlicner Inhalt dieser Novelle war eine weitgehende An­

gleichung der Rech tsna t ur de r Kuns thochschulen, der Rech ts- und 

Gescnäftsfälügkei t der Hochschulen, ihrer Abteilungen und Insti­

tute, des 6erufungsverfahrens der tiochschulprofessoren und aer 

Bibliotheksorganisation an die Bestimmungen des Universitäts­

Organisationsgesetzes, 8Göl.Nr. 258/1975 . 

.:::icnon im oegutacntungsverfanren zu dieser Novelle '.-/Urde u. a. eine 

Reorganisation der Verwal tungseinrichtungen der Kunsthochschulen 

(ReKtorat :.lnd i"Juästur) sowie eine Neuregel~.mg der Recntsst.el':uns 

des Rektoratsdirektors analog den Bestimmungen des VOG empfahlen. 

Diese Anregung wurde im Jahre 197e noch nicht aufgegriffen, da es 

zweckmäJHg erschien, zunächst 2rfanrungen im Universitätsberei(:!:l, 

zu sammeln. 

Auf Grund einer En 'Cschließung des ~ationalrates vom 12. Dezember 

1979 wurde dem Nationalrat im Mai 1980 vom Bundesminister [Ur 

iVissenscnaft und Forschung ein Bericht über die Durcnführung des 

UOG vorgelegt, der auch eine von einem unabhängigen und weisungs­

freien facnlich qualifizierten ProjeKtteam erarbeitete wissen­

scnaftlich-empiriscne Untersuchung über die Erfahrungen der uni­

versitären Stellen und Organe mit der Vollziehung dieses bunaesge­

setzes enthiel t. In diesem Bericht wurde die neue durch das UOG 

geschaffene Organisation einer zentralen Universitätsverwaltung 

(Universitätsdirektion und ~uästur) und die damit im Zusammennang 

stehende ~euregelung der Funktionen des UniversitätsdireKtors als 

Leiter der zentralen Verwaltung und dessen Stellung innernalb des 

s taa tlichen und des autonomen v'iirkungs bereiches der Uni vers i tä t 

überwiegend 

daß die im 

positiv beurteilt. Es wurde besonders hervorgehoben, 

UOG getr8ffene Lösung zu einer Entlastung der aKade-

mischen Funktionäre durch einen Verwaltungsexperten geführt habe. 
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Die gUns tige Er fahrungen im Uni versi tä ts bereich legen es nahe, 

die Verwaltu gseinrichtungen der Kunsthochschulen nach dem Vorbild 

des UOG zu reformieren und damit auch einen weiteren beitrag zur 

Rechts- und erwaltungsvereinheitlichung zu leisten. 

Diesem Zweck sollen die unter den Z 3, 4, 5, 10 und 11 des vor­

liegenden En wurfes vorgeschlagenen Änderungen dienen. 

aesonders hi zuweisen ist auch auf die vorgeschlagene Erweiterung 

des Gesamtkollegiums (Z 5 des Entwurfes) wonach in Hinkunft auch 

die Obmänner aes Dienststellenausschusses fUr Hocnschullehrer und 

des Dienstst llenausschusses fUr die sonstigen Bediensteten diesem 

obersten 

auch auf 

Entwurfes) . 

egialorgan angenören sollen und im Zusammenhang damit 

dem § 64 Abs. 4 UOG nachgebildete Regelung (Z 7 des 

clit dem Ges tzentwurf soll wei~ers einer Anregung der Leiter der 

rtochschulbib iotheken der Kunsthochscnulen entsprochen werden, die 

eine eingesc.ränkte Rechtsfähigkeit für die Hochschulbibliotheken 

analog dem '-OG ;:'ür ',.;ünschens'_Jert :.md zweckmäßig halten 

:::nt';oIurfes) . 

17 
\'-' des 

Zur Ver~iefu g der Zusammenarbeit der rlocnschulen auf dem wissen­

schaftlichen Sektor sollen die Rechtsgrundlagen fUr interhoch­

schulische I stitute 6escnaffen weraen (Z 16 des Entwurfes). 

Scnließlicn eine Reihe weiterer kleinerer Änderungen und Er-

gänzungen v rgesehen, die seit der eingangs erwähnten letzten 

des Kunsthochschul-Organisationsgesetzes von ver-

schiedenen angereg~ ',.;urden und die aus rechtstechniscnen 

Gründen sowie zur Vereinfacnung der Vollziehung zweckmä~ig wären. 

:(os ten 

Die VOllzi~hung eines dem vorliegenden Entwurf entsprechenden 

3undesgeset4es wUrde weder zur einer Ernöhung des Sachaufwandes 
! 

noch des Pe~sonalaufwandes fUhren. 
I 
! 
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3esonderer Teil 

Zu den einzelnen oestimmungen des Entwurfes wird bemerkt: 

Zu Art. I Z 1 (§ 1 Abs. 2 und 3): 

Durch die Bestimmung des § 2 Abs. 2 GOG wird den besonderen Uni­

versitätseinrichtungen, zu denen auch die Universitätsbibliotheken 

zählen, eine eingeschränkte Rechtspersönlichkeit zuerkannt. Das 

Bundesgesetz vom iS. Jänner 1978, BGBl.Nr. 85, mit dem das Kunst­

hOchschul-Organisationsgesetz geändert wird, führte zwar zu einer 

weitgehenden Anpassung der Jrganisation der aibliotneken der 

Kunstnochschulen an die der Universitätsbibliotheken, es sah aber 

in der Frage der Recn tspersönlicnKei t noch keine dem UOG analoge 

Lösung 'lor, da es z·fieckmä.~ig erschien, zunächst ausreichende Er­

fahrungen i:n Uni vers i ~ä tsbereich zu gewinnen. Der im hllgemeinen 

Teil der ~rläuter~ngen berei~s erwähnte Erfahrungsbericnt des 

Bundesmi:.".is ~ers für ',~issens cna:':, und ?orschung en t.häl t auch Aus­

sagen über die Rechtspersönlichkei t der besonderen Uni versi täts­

einricntungen. Es konnte fest.gestellt werden, daß sich diese durch 

das VOG gesci1affene :tegeLmg in der Praxis be'fiährt und durchaus 

positiv ausgewirk~ nac. Es jestehen daher Keine Bedenken dagegen, 

der Anregung der Direktoren der Kunsthochschulbibliotheken zu ent­

sprecnen und für diese 3ibliotheken gleichartige 3es~immungen vor­

zusehen. Eine eingeschränkte P ri va trecntsfähigkei t der Hochschul­

bibliotneKen, die analog jen UniversitätsbibliotheKen von ihrem 

Lei ~er (ai bliotneksdirektor) nacn außen vertreten 'Nerden, würde 

Umweglasun~en, aie 

erforderlicn sind, 

derzeit bei unentgeltlichen Recntsgeschäften 

um der 3i bl iothek Verrnögenswerte zuwenden zu 

können, künftig entbenrlicn macnen. 

Im § Abs. 2 li t. c nätte der Hinweis auf § 35 Abs. 8 zu en t-

fallen, da durch § 15 des F'orscnungsorganisationsgesetzes, 3GBl. 

i~r. 341/ 19ö 1, sondergesetzliche Regelungen für die Durchführung 

wissenschaftlicher Arbeiten im Auftrag Dritter geschaffen wurden, 

die eine materielle Derogation des § 35 Abs. 8 des Kunstnochschul­

Organisationsgesetzes bewirkten (siehe auch Z 15 des Entwurfes). 
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Zu Art. I Z ~ (§ 4 Abs. 3 und 4): 

Eine dem § Abs. 3 des Hochschul-Organisationsgesetzes, 5GBl.Nr. 

154/1955, enwsprechende Bestimmung aber die Ausnahme vom Befangen-

neitsgrund 

übernommen. 

§ 7 Abs. Z 5 AVG 1950 wurde in das UOG ni eh t 

besteht keine Veranlassung, die mit Rechtsschutz-

interessen ,ur schwer zu vereinbarende Bestimmung des § 4 Abs. 3 

des Kunstnoc schul-Organisationsgesetzes aufrecht zu erhalten. 

Der e Abs. 3 entspricht in seiner Zielsetzung weitgehend 

dem § 7 AOS. 5 UOG unter Berücksichtigung der durch das Zustellge-

setz, 200/ 1gö2, geschaffenen neuen Rechtslage. Von einer 

Hinterlegung beim Postamt sollte Aostand genommen werden, da eine 

Hinter legung bei der tfochschuldirektion unter gleichzeitiger Be­

kanntgabe Hinterlegung durcn Anschlag an der Amtstafel der 

Hochscnuldir I<~ion zweckmä,'Hger erscneint als eine Hinterlegung 

beim zuständ"gen Postamt. Dies deshalb, weil die SchriftstUcke in 

der rlege 1 ri chschulangenörige (ins besondere Studierenae) betref­

fen, die K' ndmachung einem großen ?ersonenkreis innerhalb der 

~ocnschule z r Kenntnis gelangt und a~ daher in vielen Fällen mög­

lich sein den Empfänger "IOn der hinterlegung zu unter-

:--icnten. 

Der Abs. 4 sieh~ analog zu § 7 Abs. 6 UOG eine Befreiung von der 

~ntricntung von 1erwaltungsabgaben auch für Amtshandlungen des 

3unaesminisc riums für Wissenscnaft Llna Forschung in Hochschul­

angelegennei en vor. 

Zu Art. I l ~ (§ 14): 

Die beabsic. tigte teilweise 0leufassung des § 14 stent in einem 

sacnlL:!nen Z' sammenhang mit der gleicnfalls in Aussicht genommenen 

1nderung des IV. Abscnni t tes des Kunsthochschul-Organisa t ions ge­

setzes (2 12 des entwurfes). 

Da aer cnulairektor Leiter der Hochschuldirektion und der 

dieser eing~gliederten Quästur werden soll und demnach eine dem 

UOG entsprec ende Lösung angestrebt wird, müßte konsequenterweise 
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für den Bereich der Kunsthochschulen auch die Regelung des § 24 

Abs. 4 UOG übernommen ;.;erden, wonach das Personal der zentra:'en 

Verwaltung dem Universitätsdirektor und ~n wei~arer Folge ~e~ 

Bundesminister für Wissenschaft und Forschung unterstellt ist. Der 

Hochschuldirektion sind organisatorisch auch jene 6ea~ten und Ver­

tragsbediensteten zuzurechnen, die in größeren oder räumlich dis­

lozierten Abteilungen Verwaltungsarbeit leisten. Negen der im Ver­

gleich ~it den Fakultäten der Universitäten erheblich geringeren 

Größe der Abteilungen der Kunsthochschulen sind 'lerwal tungse~n­

richtungen, die den Dekanaten (§ 68 VOG) entsprec~en würden, nient 

erforderlich. Um eine einheitliche Verwaltung ~nter den Gesicnts-

punkten der Rechtmäßigkeit und Wirtschaftlich~eit zu sewähr­

leisten, soll der HochscnuldireKtion auch die Erledigung der oüro­

g~schäfte der Abteilungskollegien übertragen werden, was in vielen 

Fällen schon der derzeitigen Praxis entspric:1t I da Re1<toratsper­

sonal einzelnen Abteilungen zur Leistung admi:1istrativer Arbeiten 

zugeteilt ist. 

Die in den Abs. 2 und 3 vorgesehenen geringf~gigen 1inder'..lngen 

ergeben sich aus der Neufassung des Abs. 1. 

Zu Art. I Z 4 (§ 16 Abs. 2 und 3): 

Die derzeit geltenden Bestimmungen des § 16 Abs. 2 finden im JOG 

keine Entsprechung. Ihre Weitergel tung 1 ieße sieh auch nich t ~i t; 

spezifischen Erfordernissen der Kunstnochscnulen begründen. 

Zu Art. I Z 5 (§ 20 Abs. 1): 

In den Erläuterungen zu Z 12 wird näher ausgef':lnrt, aus welC!1en 

Gründen eine Neuordnung der Verwal tungseinrichtungen der Kuns'C­

hocnschulen in weitgehender Angleichung an das JOG geboten er­

schiene. In einem engen Zusammenhang mit der beabsicntigten ~eor­

ganisation ist auch die vorgesenene Neuregelung der Recntsstellung 

des künftigen Hochscnuldirektors zu sehen. 
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Entsprechend der Bedeutung des riochscnuldirektors fUr die gesamte 

Hochschuladm nistration und im Interesse einer engen Zusammenar­

bei t zwische 1 der Verwal tung und dem obersten Kollegialorgan der 

Hochschule s~ll dem Hochschuldirektor auch im Gesamtkollegium das 

Stimmrecht z kommen. 

An den Kunsthocnschulen wird schon derzeit von der gesetzlichen 

Möglichkeit Gebrauch gemacht, die Obmänner der Dienststellenaus­

schUsse fUr ~ochscnullehrer und rür die sonstigen Bediens teten zu 

einzelnen das Personal der Hochschule betreffenden PunKten der 

Tagesordnung des Gesamtkollegiums als Auskunftspersonen oder als 

Sacnverständ ge einzuladen. (~acn der gel tenden Rechts lage (§ 21 

Abs. 11 Kuns thochschul-Organisationsgesetz) haben diese Personen 

nur beratende FunKtion. Der Zentralausschuß der Hochschullehrer 

;:leim Bundesm':"nisterium fUr ..Jissenscnaft und Forschung sowie der 

Zentralaussc' uß für die sonstigen Bediensteten beim Bundesministe­

rium für 'Nis senschaft '.md forschung ilaben darauf hingewlesen, da,?J 

diese Regelu g der Bedeutung der Personal vertretung und ihren Auf­

gaben niCht ausreichend gerecnt ·"ird. Es i{önne nur eine den 3e-

3t.iillmungen des § 72 Abs. Z 2 1it.. a und b UOG entsprechende 

~asung fUr d e Mitwirkung der ?ersonalvertreter an der Willensbil­

dung im Gesamtkollegi Uill als befriedigend erachtet werden. Dieser 

Argumentatior wurde im vorliegenden Entwurf gefolgt.. 

Zu Art. I Z (§ 20 .'lbs. 2 bis 5): 

Jiese Änderur gen ergeben sicn aus der Änderung des § 20 ..los. i. 

L.U Art. I i.. (§ 21 Abs. 5): 

Jiese Ergänzung stent in einem engen Zusammenhang mit der teil­

'"el.sen l'Jeufassung des '~ 20 ...I.bs. 1. 3ie folgt in inrer Int.ention 

dem § 64 Ab~. 4 ÜOG. ~inersei ts ist die Aufnanme neuer stimmbe­

recn tigter "li tglieder in das GesamtKol1egium (HocnschuldireKtor, 

Jbmänner de DienststellenausschUsse) sachlich gerecntfertigt, 

anderersei ts soll eoenso wie im Uni '/ers i tä ts bereich die Gewähr 

geboten were en, daß in allen den Lehr- und Forschungsbetrieb 

wesentlich b rührenden Fragen (Errichtung und Auflassung von Stu-

, I 
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dieneinricntungen, 3erufungsverfahren von nocnscnulprofes~oren, 

Besetzung von Klassen, crst,at.tung von Gutachten, Bestellung von 

Leitern von Instituten, die nicnt einer Abteilung angegliedert 

sind) eine Bescnlußfassung im Gesamtkollegium (im erweiterten 

Gesamtkollegium) nicht gegen den Willen der i1ehrheit der Mi t­

glieder aus dem Kreise der HOChschulprofessoren möglich sein soll. 

Diese Einscnränkung soll in Angleichung an die oben zitierte üOG­

Bestimmung nur für jene Gesamtkollegien bzw. erwei terten Gesamt-

Kollegien ~elten, in jenen die ~ochschulprofessoren nicht onnedies 

die Mehrheit der ~it,~lieder bilden. 

Eine mit § 64 Aas.'-\. GOG, ''';0 'Ion Mitgliedern mit Lehrbefugnis 

(venia docendi) die Rede ist, völlig gleicr-artige bestimmung ~ann 

deshalb nicht in Betracht Kommen, weil das Kunsthochschul-Organi­

sationsgesetz keine Verl~i{lur:g der Lehrbefugnis als :-iocnschul­

dozent bzw. Honor~rprofessor vorsieht. 

Zu Art. I Z 3 (§ 21 ,;es. 1<-+): 

Diese Bestimmungen ~ürden auren die im ~ntwurf vorgesehene ?assung 

des § 30 Abs. 2 1:':'. e ~ntbehrlich ~erden. 

Zu Art. I l 9 '§ 22 Abso ; li~·. 0 \ • 
/ . 

Durch den Begr:':':' "~!erf:l;'J.ng" soll «Iargestellt werden, aalt> es 

sich hier um di~ ::ntscheidung über die Verwendung des gemäß § 

Abs. 2 1i t. a gewonnenen °Jermögens handel t, während die admini­

strativ-buchhalterische 11~r·,.;al:'·Jr:g des Vermögens der ~ochschu1-

direkt,ion oDliegen soll. 

Zu Art. I Z 10 (§ 22 Aas. 2): 

Die Bestimmung des § 22 rios. 2 erschien schon bisher problema-

tiscn, da die im § ~~ ~r:5~[lnrten Angelegenneiten für die gesamt.e 

Hochschule von 3edeutung si~d und die MöglichKeit einer ilelegie-

rung von Sn tscnai Jungs De r"lg!'1iss en - nocn dazu ohne eine geset z-

liehe Einschränkung und ~nne qualifizierten Mehrheitsbesch1uß - an 

den ReKtoratsdireK~or ~~S ~ei~er einer Verwaltungseinricntung 

dicht aufrechterhalten ~er1en sollte. In vielen Fällen, vor allem 

in jenen Angelegenheiten, ~ie spezifische FaChkenntnisse etwa des 
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Studienwesens erfordern, wäre der Rektoratsdirektor zweifellos 

überfordert. Das Gesamtkollegium sollte die inffi über~ragenen Auf-

~aben selbst wahrnenmen. Gm das Plenum Z~ entlasten, ~ann VOG der 

im § 21 Abs. 9 vorgesehenen Xßglichkeit, entscheidungsbefugte Kom­

missionen eilzusetzen, Gebrauch gemacht werden. 

Zu Art. I Z ~1 (§28 lit. q): 

Auf die Erlä~terungen zu Art. I Z 9 wird verwiesen. 

Zu Art. I Z 2 (IV. Abschnitt): 

Das Kunsthoc~schul-Organisationsgesetz in seiner derzeitigen ?as­

sung regelt die Verwaltung der dochschulen nur am Rande. ~ie 3e­

stimmungen der §§ 30 und 31 werden den vielfältigen Aufgaben des 

Rektorates nd der QUästur sowie der Stellung des ReKtorats-

direktors ilI Rahmen eines modernen und arbei tsteiligen 'lerwal-

tungsbetrieb3s nicht mehr ~erecht. 

oerei ts im fuge der DisKussion über das Kunsthocns chul-S tudien­

gesetz, i3Gd~. Nr. 11::17/ 19() 3, ' • .,rurde erkannt, aaß das Stuaiem-lesen 

auch in ve waltungstechnischer Hinsicht einer näheren Regelun~ 

duren .:teen tsvorscnriften bedarf. Im § 51 ":<HStG '''ire dem Bundes­

minister fa~ Wissenschaft ... md Forschung die Verpflichtung aufer­

legt, die D ~rchfUhrung der Aufnahme der ordentlicnen rißrer, der 

Aufnahme der Gasthßrer und der außerordentlichen Hörer, die 

InsKription. und die Evidenthaltung der Prüfungsleistungen durch 

Verordnung u regeln und dabei zu bestimmen, · .... elcne Daten zur 

ordnungsgemäßen Erledigung dieser Verwaltungsvorgänge erforderlich 

sind, wobei auf eine rasche und einfache ~urchführung Bedacht zu 

nehmen sein wird. Weiters werden in dieser '/erordnung Form und 

Inhalt von 2eugnissen, Form und Inhalt der zur Aufnahme, Inskrip­

tion und Evidenthaltung von PrUfungsleistungen erforderlichen 

For~blätter sowie der sonstigen Bescneinigun~en und Urkunden, die 

in der zit"erten Gesetzesbestimmung angeführt sind, zu regeln 

sein. Gemäß § 51 KHStG sind weiters zanlreiche Erhebungen über 

Daten zulässig, die eine Basis für Planungsarbeiten im Kunsthoch­

schulbereich bieten sollen, wobei ausdrücklich auch eine auto-

mationsunte~lstUtzte 
erklärt i-lurde. 

i 

Datenernebung vom Gesetzgeber fUr zulässig 
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1:1 diasem ZClsammenhang ist auch d:'.: Besti:nmu:1g des § 23 Abs. 7 
I 

KhStG von bedeutung, wonach das Gesamtkollegium unter Bedachtnahme 

auf die z'{{e c kmäßi ge Verwendung technischer Hilfsmittel das 

Rektorat mit der Evidenthaltung der Studierenden zu betrauen hat. 

Aus den erwännten Bestimmungen ist die Absicht des Gesetzgebers, 

auch an den Kunsthochschult::n eine den zeir.gemäßen Erfordernissen 

gerecht werdende Verwal tung zu gewänrleisten, Klar ersichtlich. 

Die Reform der Verwal tungseinrichtungen wird nicht nur 'legen der 

Neuordnung des 3tudienwesens, die durch das KHStG vorgenommen 

wurae, erforderlicn, sie f:'ndet ihre sachliche 3egrUndung und 

Recntfertigung auch in Jer ,j';:):'-..;endigl<ai:' einer Verbesser".lng Jer 

Effektivität der Personal- una :1aterialverwaltung sowie der inner­

nochschulischen Information. 

Bei der Ausar~eitung des vorliegenden Gesetzentwurfes stellte sich 

die irage, -,.;elche 'Jrganisationsform für die Verwal tungseinricn-

tungen ge'lählt 'lercen solite. 

Schon alle1n im HinDlicK auf eine ~ecntsvereinheitlichung im 

Dereich des nochsc!1ul wesens '{{ar es naneliegend, bei der organisa-

toris ehen Neuges tal tung der Ver'tlal t<lngseinricht ungen der Kuns t­

nochscnulen das auren das ünversitäts-Organisationsgesetz gescnaf­

fene Modell und die bei der Vollziehung des UOG gewonnenen 

6rfanrungen zu berüCKsichtigen. Auf oDen bereits er' .... ännten 

Uberw~egend positiven irfanrungen mit der Vollziehung des JOG, 1ie 

im Bericnt des 6undesministers fUr wissenscnaft und Forschung an 

den i~ationalrat vom Hai 19öü lnren ,\Jiederscn2.ag fanden, sei in 

diesem ~usammenhang nocnmals hingewiesen. 

Das UOG geht i~ wesentlicnen von dem GedanKen aus, daß eine nacn 

modernen Gesichtspunkten gestaltete Verwal~ungsorganisation, in 

der insbesonaere auen auf den Einsatz zeitgemäßer technischer 

Hilfsmittel (AuV) Bedacht genommen wird, eine unerläßlicne Voraus-

setzung fUr einen geordneten und effeKtiven Lehr- und Forschungs-

betrieb aarstellt. Eine stärkere Betonung der Zentralverwaltung im 

Bereich der Uni versi täten soll te nach den Intentionen des JUli 
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einen ratio elleren und auch wirtschaftlichen GesichtspunKten 

besser ents rechenden Ablauf admini3trativer Verfahren gewähr-

leisten und ~ine .leientere und rascher durchsetzbare 2:inführung 

neuer techn'scher ~ethoden der Verwaltung ermöglichen. Diese 

Er'.-lartungen '.aoen sicn, wie er'.-lähn t, i:n wesentlichen er füll t . 

Auch die V'e. '.-laltungseinrichtungen der Kunsthochschulen sollen i:n 

Interesse 

sowie die 

Lehre und Forschung tätig werden und den Rektor 

igen aKademischen Funktionäre weitestgenend von Ver-

waltungsarbe t im engeren Sinn entlasten. Der ReKtor soll sicn 

daner 10 ~inKunte st~rKer als bisner ~reativen Aufgaben im Sinne 

einer ?rofiler~ng der docnschule ~idmen ~jnnen. 

Die Hocnscn IdireK~ion soll Künftighin vom rtochschuljireK~or, 

somit von recnts~undigen Verwaltungsfacnmann gelei:,et 

;.Terden, der seinersei es in Angelegenhei ten des staatlicnen \ür-

~ungsbereicn s unmittelbar dem ciundesminls~er für wissenschaft und 

Forschung und in Angelegennei ten des autonomen :,.Jirkungsoereicnes 

dem HeKtor u terstellt werden soll. Die rechtlich und faktiscn oft 

schwierige Ver'Nal tungsa.~bei t, die an einer ::1ochscnule zu leist:.en 

ist, wird S hon derzei t überwiegend vom rteKt,oratsdireKtor erle­

digt, dem nach dem Wortlaut, des § 30 des ~unsthochschul-Organisa-

tionsgesetze nur ::"'ei ~ung der ~Rektoratskanzlei~ zukommt, 

während das Rektorat vom ~ektor zu leiten ist. Diese Regelung ist 

nicht nur un lar, sie gent auch an der ~ealität vorbei. 

Die Gründe, aie für eine Neufassung des ~ 30 angeführt wurden, 

sprechen auch rür eine nänere dem üOG 'Nei tgehend anzugleichende 

Regelung des Aufgabenbereicnes der Quästur und inrer Stellung im 

Gefüge der hochschulverwal~ung. Die Gnt:.erstellung des Leiters der 

f../uästur unte den rtocnschuldireKt:.or (indet inre sachliche Recht-

fertigung drin, daß die Quäs t ur mi ~ ·ver'.-lal tungsaufgaben naus-

haltsrechtli her Natur ~,ins besondere mit lahlungsgescnäften) 

betraut ist und daher jer Kontrolle und den Weisungen eines 

rechtskundig n Bediensteten unterliegen sollte. 
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Die oestimmungen Ger §§ 30 und 31 folgen den durch das VOG in den 

§§ 79, 80 und 81 getroffenen Regelungen. Die nähere Umschreibung 

der Auf~aben beieer Si~richtungen konnte aus dem UOG übernommen 

werden, da sie auch den Erfordernissen der Kunsthochschulen ge­

recht ",-lira. Bei aer rtochschuldirektion war lediglich die organi­

satorische Durchführung von Veranstaltungen zu ergänzen, da diese 

Aufgabe schon nach dem geltenden Recht (§ 30 Abs. Kunsthoch-

schul-Organisationsgesetz) vom Rektorat wahrzunehmen ist. 

Durch die vorgesehene Neuregelung soll weder der Hochscnuldirek­

tion nocn der ~uästur oder den Leitern dieser ~inricntun8en Organ-

stell ung oder denördencharaKt.er zuer Kann t Ner den. - ',-j -' '. jje~ ",e c.~nr~cn-

tungen werden vielmenr dem Rektor und den Kollegialorganen zur 

Leistung von nilfsdiensten zur Verfügung zu stehen haben. 

Von der Schaffung von Verwaltungseinrichtungen für die abteilungen 

der ;(uns'Ci1ochschulen (analog den Dekanaten aer in ?ak:.ll täten ge­

gliederten Universitaten) kann im Hinblick auf die vergleichsweise 

geringe uröße der Abteilungen Abstand genommen werCien. Anderer-

seits ~uß dia Gewahr fUr eine den Grundsätzen der Rechtmäßi~keit 

und WirtschaftlichKeit entsprechenden einneitlichen Verwaltung 

auch für den Sereich der Ab teilungen~eboten sein. Dieses Ziel 

wird nacn J.er derzeitigen Praxis dadurch erreicht, daß ein Teil 

der Verwal tungsarbei t ,jer Abteilungen, vor allem auf dem .:::lektor 

des Studien- und ?rüf'.mgswesens, vom ReKtorat direKt geleistet 

wird ader ReKtoratsoed:"enstete großen oder räumlicn dislozierten 

Abteilungen zugeteL. t ;.;urden. Durch die vorgesehene :~euregelur.5 

soll «1 ar ges tell t Nerden, dal~ auch die Bürogeschäfte der Ab tei-

lungsKol~egien von der HochscnuldireKtion zu erledigen sei~ 

werden. 

lu Art. I Z 13 (§ 33 .-Iobs. ,+): 

Auf Grund der Best:":nmungen der § § 11 sowie 33 Abs. 3 und 4 sind 

alle .'intr!ige, die auf die .aesetzung einer tClasse aozielen, vom 

erweiterten Gesamt~ollegium zu beschließen. Die luständigkeit 

dieses Kollegialorgans ist auch dann gegeben, wenn mit dem Antrag 
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nur eine Su einer Klasse bez ..... eckt "tlirj. i)ieses re la t iv 

aufwendige V rfahren der Willens bildung wurde auen Dei einer bloß 

interimistis hen Klassenlei tung vom Gesetzgeber gewähl t, da die 

Lei tung eine Klasse eine besonders verant;vortungsvolle F'un;';::ion 

darstell t , in ihrer Bedeutung über die unmi t te 1 bar facnzu­

ständige Abt ilung hinauswirkt . Die Antragstell'lng "urde demnach 

einem Organ Obertragen, das sich aus dem für die 3elanc;e der ge­

samten Hochs hule zuständigen Gesamtkollegium und dem je\..feiligen 

AbteilungsKc1legium zusammensetzt (erweitertes GesamtAollegium). 

dei cer Voll ienung aer Bestimmungen des § 33 Abs. 4 haben sieh im 

Zusammenhang 12 Abs. 1 und 2 ZustänaigKaitsprobleme ergeben, 

die im ~eg der Auslegung nur unbefriedigend gelöst werden 

konn-cen. 

Für die gstellung auf 6rteilung eines Lenrauftrages oder auf 

.::3estell:.mg e nes Gastprofessors ist gemäß § 12 Abs. dnd 2 das 

Abteilun~sAollegium zuständig, für die Beschlußfassung eiber den 

Antrag auf .=;, tr'auung mit der FUnKtion eines Klassenleiters gemäß 

§ 33 Abs. ~ jedocn aas er ..... eiterte GesamtKollegium. 

3011 nun Lehrbeauftragter oder ein \]astprofessor für eine 

solcne Lei:u. gsfunk~ion gewonnen werden, 

1 ungskollegi' mund sodann das erwei terte 

muß zunäcnst das dotei­

Gesamtkollegium antrag-

stellend werden. Dieses Verfanren ist nicht nur zeitraUbend, 

es kann auch zu einer erheblicnen Erschwerung der ~illensbildung 

unJ im Extr'eyfall dazu führen, daß mangels eines ~invernenmens der 

Kollegialorg ne liber die Person des dem Bundesminister rUr ~issen­

scnaft und ?orscnung vorzuschlagenden i<:andida t en eine 3es etzung 

einer KlaSSe nicht vorgenommen werden Kann. 

Durch ,die vorgeschlagene Ergänzung des § 33 Abs. 4 KÖnnr.e diese 

Frage befrieigend gelöst werden. 

Zu Art. I Z 14 (§ 35 Abs. 7): 

Auf die Erlä~terungen zu Art. I l 9 wird verwiesen. 
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Zil Art. :;: Z 15 (§ 35 Aas. 8 ilnd 9): 

Durch § 15 des Forschungsorganisationsgesetzes, BGB1.Nr. 341/1981, 

wurde die DurchfUhrung wissenschaftlicner Arbeiten im Auftrag 

Dritter neu geregelt und zwar in einer über die bisherigen Bestim­

mungen hinausgehenden Weise. Bis zum Inkrafttreten des FOG konnten 

im Kunsthochschulbereicn gemäj~ § 35 Abs. 8 des Kilnsthocnschul­

Organisationsgesetzes nur die Institute mit derartigen Arbeiten 

betraut werden. Das FOG sieht vor, daß neben den Insti tuten auch 

die Kunstnochscnulen selbst und deren Abteililngen 'rJissenschaft­

liehe Arbeiten unter den im Gesetz !'!äher bezeicnneten Voraus­

setzungen übernehmen ~6nnen bzw. zu Ubernehme!'! haben. 

Die oestimmungen des § 49 Abs. 4 UOG, die ähnlich Nie § 35 Abs. 3 

des Iunsthoehsenill-Crganisationsgesetzes ei!'!sehränKend gefaßt 

§ 35 Abs. 3 des K'.lnsthocnsehul-Organisationsgesetzes ·,.[Urde duren 

§ 1:5 FOG ma:.eriell ie:,cgier:.. Jm umKlarnei ten oel. der \iollzienung 

zu ver:neiden, ersehi-:ne es :·..ieei.<:näl~ig, .jen ~ 35 .-\.03. jaueh for­

mell aufzuheben. 

Zu Art. I Z 1b (§ 35 A')s. i(j und 11): 

Den Instituten der Kunstnochscnulen und der A:.<:ademie der bildenden 

Künste obliegt neben anderen Aufgaben vor allem 1ie wissensenaft­

liehe Forschung, sowei t diese in einem Zilsammenhang mit der 2r­

scnlie,~ung der Künste und der Kunstlenre stern. 3ei der Durch­

rührung interdisziplinärer Forschungsaufgacen nat sien der ~angel 

einer Rechtsgrundlage für eine institutionalisierte Zilsalüme!'!arbeit 

zwi sc nen den tiochs chul en als nac h tei 1 ig er'"" ies en. :m ) Aos. b 

ces l\unst,nochscnul-Organisationsgesetzes ist z',.;ar 'rorgesehen, da.~ 

d iQ 3ildungsziele der Kunsthochschulen auch i~ Zusammenwirken :nit 

Forschungs- und Lenreinrichtungen anaerer ciocnscnulen und von Uni­

versitäten verfolgt werden K6nnen, diese senr all~emein gehaltene 

oes:immung er'rJies sien aDer als wenig effeKtiv. E.s sollte :.laDer 

auren die Schaffung von gesetzlichen Grundlagen (;:ir internoch­

scnulisene Institute weni~stens 1m Sereicn jer ~oeDsenuleD KQnst­

leris~ner Richtung eine die Grenzen der einzelnen ciochschulen 
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überscnreite de Forscnun~saroeit erm6g1icnt weraen. ~egen der 

andersartige Organisationsstruktur der Universitätsinstitute kann 

die ~rricntu g gemeinsamer Institute der ~ochschulen une Universi-

täten nicnt in Betracht gezogen werden. Im § 20 Abs. 5 UOG wurde 

aurch die Bestimmungen ilber interuniversitäre Studienkommissionen 

in organisat onsrechtlicher Hinsicnt wohl dem Umstand ReChnung ge­

tragen, daß 'ni versi täten und Hocnschulen künstlerischer Richtung 

gemeinsam m t der Durchführung einer Studienrichtung betraut 

werden k6nne , wegen der andersartigen Struktur der Universitäts­

institute wu de aber bei den interuniversitären Instituten (§ 20 

Abs. 3 UOG) usdrücklich nur auf Universitäten und deren Zusammen­

wirken Bedac t genommen. 

Der Abs. 11 berücksichtigt die im Akademie-Orsanisationsgesetz 

enthaltenen negelungen für die Akademie der bL,c.enden :C!.ns:e :'n 

Wien. 

I 

Zu art. I Z 7 (§ 37 AbS. 3): 

Abgesehen vo einer geringfügigen Änderung, die die neuen Ausbil­

dungs- und P üfungsvorschriften fUr den Höheren aibliotne~sdienst 

berilcksichti t, soll durcn die teilweise Neufassung des Abs. 3 die 

Stellvertret ng des Bibliotheksdirektors im Falle seiner lerhinde­

rung geregel werden. Der Gesetzentwurf folgt damit einer Anregung 

der 8iblioto Ksdirektoren der Kunsthochscnulen. 

Zu Art. I Z 8 (§ 37 Abs. 4 lit. b): 

Auf die Erlä terungen zu Art. I Z 9 wird verwiesen. 

Zu Art. I Z ~9 (§ 39 Abs. 1): 

Nach der derzei t~.gen Rechtslage sind pos thume Ver le ihungen von 

Ehrenmi tglietscnarten nicht vorgesehen. Wie bei den aKademischen 

uraden (§ 34 Abs. 1 Allgemeines hochscnul-Studiengesetz) soll auch 

bei diesem a ademischen Ehrentitel die M6g1ichkeit einer posthumen 
I 

Verleihung g~schaffen werden. Diese ~rgänzung wurae von der hoch-

schule für i~USiK und darstellende Kunst "Mozarteum" in Salzburg 

angeregt. 
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2.u Art. I 2. 20 (§ 40): 

Die Neufassung des § 40 soll hinsichtlich des Strafausmaf6es dem 

5 109 ans. 2 VOG angeglichen werden. Uberdies ist zu berUcksichti­

gen, daß durch das Kunsthochschul-Studiengesetz (§ 45 sowie § 17 

im Zusammenhang mit der Anlage B) eine Rechtsgrundlage far die 

1erleihung eines akademischen Grades an die Absolventen der 

ordentlichen Studien und far die Fahrung von Berufsbezeichnungen 

durch Absolventen von Kurzstudien geschaffen ·wurde. Die Bestim­

mungen des Bundesgesetzes über technische Studienrichtungen, 

BGBl.Nr. 290/1969, und des Bundesgesetzes über geisteswissen­

schaftliche und naturwissenschaftliche Studienrichtungen , 3GBl.­

Nr. 326/1971, die die Verleihung a~ademischer Grade durch kUnstle­

rische Hochschulen gleichfalls vorsehen, werden durch das Kunst­

hochschul-Seudiengesetz nicht berührt. 

Die von AbsoliTenten der Kunstnochscnulen erworbenen akademischen 

:':'rade und 6ert1fsbezeichnungen wer1en ',.;ie die der iJni'/ersir-ätsab­

solventen gesetzlien zu schützen sein. 

2.u Art. 11: 

Die Bestimmungen des Art. 

eigen ReK'C.oratsdireKtoren, 

11 sollen klarstellen, daß die derzei­

die diese Funktion ausnahmslos seit 

Jahren ausüben und die weitreicnende ~rfahrungen in der doc"scnul­

verwaltung erworben haben, mit dem InKrafttreten dieses 3undesge­

setzes als Hochscnuldirektoren weiter verwendet und somit ex lege 

in die neu zu gestaltende FunKtion übergeleitet werden sollen. 

Gleiches soll für jene Bediensteten gelten, die schon derzeit die 

Tätigkeit eines QUästors ausUben. 

Auf die diesen vorgescnlagenen Regelungen gleichartige Bestimmung 

r~r 3ib.i.iotneksairekeoren des Art. 11 Z ,jes Bundesgesetzes, 

3GBl.Nr. 35/1978, ist zu verweisen. 

2.u .4.rt. 111: 

Dieser Artikel entnält die Vollziehungsklausel. 
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GEGENOBERSTELLUNG 

Gelten e Fassung 

§ 1 Abs. 2 und 3: 
(2) Den Hochschu en, Abteilungen und 
Instituten kommt insofern Rechtsper­
sönlichkeit zu, als sie berechtigt 
sind: 

a) durch unen geltliehe Rechtsge­
sch~fte Ve mögen und Rechte zu 
erT.-lerben u d hievon im eigenen 
Namen zur Erfüllung ihrer 
Zwecke Gebrauch zu machen; 

b) !Ili t Genehm' gung des Bundesmi­
nisters für Wissenschaft und 
Forschung· ie Mitgliedschaft zu 
Ve!"~inen, nderen juristischen 
Personen zwischenstaat-

c) 

lichen Or anisationen, deren 
Zweck die F·3rde!"ung 'Ion Hoch­
schulaufgaben ist, zu erwerben. 
Die Genehm gung ist zu versa­
gen, wenn durch die Mi tglied­
schaft Bu desinteressen ver-
letzt würde n; 
Angelegenh iten ge!Il~ß § 22 
Abs. 1 li . k und !Il, § 28 
Et. 0 und § 35 Abs. 8 zu be-
sorgen. 

(3) Die Hochsch le wird durch den 
Rektor, die Abte' lung durch den Ab-
teilungsleiter, Institut durch 
den Institutslei er nach außen ver­
treten. Für Verb'ndlichkeiten, die im 
Rahmen der Verm gensfähigkeit gemäß 
Abs. 2 entstehe, trifft den Bund 
keine Haftung. 

Vorgeschlagene Fassung 

§ 1 Abs. 2 und 3: 
(2) Den Hochschulen, Abteilungen, 
Instituten und Hochschulbibliotheken 
kommt insofern Rechtspersönlichkeit 
zu, als sie berechtigt sind: 

a) durch unentgel tHche Rechtsge­
sch~fte Vermögen und Rechte zu 
erwerben und hievon im eigenen 
Namen zur Erfüllung ihrer 
Zwecke Gebrauch zu machen; 

b) mit Genehmigung des Bundesmi 
ni sters für Wissenschaft und 
Forschung die Mitgliedschaft 
zu Vereinen, anderen juristi­
schen Personen und zwischen­
staatlichen Organisationen, 
deren Zweck die Förderung von 
Hochschulaufgaben ist, zu er­
werben. Die Genehmigung ist 
zu versagen, wenn durch die 
Mitgliedschaft Bundesinteres-
sen verletzt würden; 

c) Angelegenhei-:en gem~ß § 22 
Abs. 1 lit. k und m sowie 
gem~ß § 28 lit. 0 zu besor-
gen. 

(3) Die Hochschule wird durch den 
Rektor, die Abteilung durch den Ab­
teilungsleiter, das Institut durch 
den Institutsleiter und die 
schulbibliothek durch den 

Hoch­
Biblio-

theksdirektor nach außen vertreten. 
Für Verbindlichkeiten, die im Rahmen 
der Vermögens fähigkeit gem~ Abs. 2 
entstehen, trifft den Bund keine 
Haftung. 
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§ 4 10s. 3, 4 und 5: 
( j; Ji c Best.immung des § 7 Abs. 1 Z 5 

des AVG. 1950, BGBl.Nr. 172, hat für 
die Mitglieder der Gesamtkollegien an 
den Hochschulen (§ 20 Abs. 1 dieses 
Bundesgesetzes) keine Geltung. 

(4) Der § 29 des AVG. 1950 kann im 
Verfahren vor den akademischen Behör­
den auf die Studierenden auch dann 
angewendet werden, wenn deren Wohnung 
der akademischen Behörde bekannt oder 
ein Vertreter bestellt ist. 

(5) ?ür Amtshandlungen der akademi­
schen Behörde sind keine Verwaltungs­
abgaben gemäß § 78 des AVG. 1950 zu 
entrichten. 

§ 14: 

§ 14. N _ c h t k ü n s t 1 e r i 

s c h e s lj n d n ich t w i s -
senschaftliches 
Per S 0 n a 1 

(1) Die von den Hochschulen als 
nichtkünstlerisches und nichtwissen-
schaf~liches Personal verwendeten 
Beamten und Vertragsbediensteten 
unterstehen unmittelbar dem Leiter 
der Studieneinrichtung , der sie zur 

§ 4 Abs. 3: 
entfäll t. 
Die Abs. 4 und 5 

zeichnungen 3 und 
lauten: 

erhal ten die Be-
4 und haben zu 

(3) Zustellungen haben nach den Be­
stimmungen des Zustellgesetzes, 
BGBl.Nr. 200/1982, mit der Maßgabe zu 
erfolgen, daß die Hinterlegung bei 
der Hochschuldirektion vorzunehmen 
ist. Durch Anschlag an der Amtstafel 
der Hochschuldirektion ist kundzu­
machen, daß ein zuzustellendes 
Schriftstück in der 'Hochschuldirek­
tion liegt. Findet sich der Empfänger 
zur Empfangnahme des Schriftstückes 
nicht ein, so gilt die Zustellung als 
bewirkt, wenn seit dem Anschlag an 
der Amtstafel zwei Wochen verstrichen 
sind. 

(4) Für Amtshandlungen der akademi­
schen Behörden sowie für Amtshand­
lungen des Bundesministeriums für 
Wissenschaft und Forschung in Hoch­
schulangelegenheiten sind keine Ver­
wal tungsabgaben gemäß § 78 des A11-

gemeinen Verwaltungsverfahrensge-
setzes zu entrichten. 

§ 14 : 

§ 14. N i c h t k ü n s .. , e ~ " " .I. . -
S c h e s u n d n i c h .. w s -\J -
S e n s c h a f t I 1. C h e s 
P e r s 0 n a 1 

(1) Die von den Hochschulen als 
nichtkünstlerisches und nichtwissen-
schaftliches Personal verwendeten 
Beamten und Vertrags bediensteten 
unterstehen unmittelbar dem Leiter 
der Studieneinrichtung , der sie zur 
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Dienstleistung sind; wei­
tere Vorgesetzte sind der Rektor und 
der Bundesminist r für Unterricht. 
Die dem Rektorat und der Quästur zur 
Dienstleistung ugeteilten Beamten 
und Vertragsbedi nsteten unterstehen 
unmittelbar dem R ktor, weiterer Vor­
gesetzter ist de Bundesminister für 
Unterricht. 

(2) Planstellen des nichtkünstleri­
schen und des nic twissenschaftlichen 
Personals, lche die Absol vie­
rung eines Hochschulstudiums erfor-
derlich ist, vom Rektor im 
"Amtsblatt zur Zeitung" und 
gegebenenfalls hinaus in 
anderer geeignet r Form öffentlich 
auszuschreiben. 

(3) Die Bestell ng von Vertragsbe­
diensteten des nichtkünstlerischen 
und nichtwissensc aftlichen Personals 
kann vom Bundes inister für Unter­
richt im men mit dem Bundes­
kanzler und dem Bundesminister für 
Finanzen durch V rordnung dem Rektor 
übertragen werde, sofern dfes im 
Interesse der Zw ckmäßigkei t, Rasch­
heit, Einfachheit und Kostenersparnis 
gelegen ist und das Rektorat nach 
seiner personel en 
Durchführung d eser 
geeignet ist. 

Besetzung zur 
Bestellungen 

- 18 -

Dienstleistung zuge~eilt sind; wei­
tere Vorgesetzte sind der Abteilungs­
leiter, der Rektor und der Bundes­
minister für Wissenschaft und For­
schung. Die Beamten und Vertragsbe­
diensteten der Hochschuldirektion und 
der Quästur einschließlich jener, die 
Abteilungen zugeteilt sind, unter­
stehen dem Hochschuldirektor. Wei­
terer Vorgesetzter ist der Bundes­
minister für Nissenschaft und 
Forschung. 

(2) Planstellen des ~ichtkünstleri­

schen und nichtwissenschaftlichen 
Personals, für welche die Absol vie­
rung eines Hochschulstudiums erfor­
derlich ist, sind vom Rektor im 
"Amtsblatt zur Wiener Zeitung", im 
Mi~teilungsblatt der Hochschule und 
gegebenenfalls darüber hinaus in 
anderer geeigneter Form öffentlich 
auszuschreiben. Soweit es sich dabei 
um Planstellen für Bedienstete gemäß 
Abs. 1 zweiter Satz handelt, ist die 
Ausschreibung vom Hochschuldi~ektor 

vorzunehmen. 

(3) Die Bestellung von Vertragsbe­
diensteten des nichtkünstlerischen 
und nichtwissenschaftlichen Personals 
kann vom Bundesminister für Wissen­
schaft und Forschung im Einvernehmen 
mit dem Bundeskanzler und dem 3undes­
minister für Finanzen durch Verord­
nung dem Rektor, sowei t es sich um 
Vertragsbedienstete gemäß Abs. 
zweiter Satz handelt, dem Hochschul­
direktor übertragen werden, sofern 
dies im Interesse der Zweckmäßigkeit, 
Raschhei t , Einfachheit und Kos t ener­
sparnis gelegen ist und die Hoch­
schuldirektion nach ihrer personellen 
Besetzung zur Durchführung dieser 
Bestellungen geeignet ist. 
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§ 16 Abs. 2: 
(2) Er kann einzelne seiner Amts­
pflichten seinem Stellvertreter 
(§ 19) zur Erledigung unter seiner 
Verantwortung übertragen. Er kann An­
gelegenheiten der Verwaltung im 
staatlichen Wirkungsbereiche 
Abs. 2) dem Rektoratsdirektor 

(§ 3 
(§ 30 

Abs. 2) zur selbständigen Erledigung 
unter Wahrung seiner Dienstaufsicht 
übertragen. 

§ 20 Abs. 1 

(1) Dem Gesamtkollegium gehören mit 

Sitz und Stimme an: 

1. der Rektor als Vorsitzender, 
2. sein Stellver~reter, 
3. die Abteilungsleiter, 
4. die Vertreter der Leiter von nicht 

einer Abteilung angegliederten In­
stituten (§ 35 Abs. 2), sofern 
solche Institute an der 30chschule 
bestehen, 

,. zwei Vertreter der im § 9 Abs. 1 Z 

2 bis 4 genannten Lehrer, 
6. zwei Vertreter der an der Hoch­

schule inskribierten Studierenden. 

§ 20 Abs. 2 

(2) An den Beratungen des Gesamtkol­
leg':"ums nimmt ferner der Rektorats­
direk:.or (§ 30 Abs. 2) ohne Stimm-
recht teil. 

§ 2 1 Abs. 5 
(5) Anträge gemäß § 10 Abs. 2, An­
träge betreffend die Auflassung von 
Klassen (§ 33) sowie von einer Abtei­
lung angegliederten Instituten (§ 35 

- 19 -

§ 16 Abs. 2: 
entfällt; die Abs. 3 und 4 erhalten 
die Bezeichnungen Abs. 2 und 3. 

§ 20 Abs. 1 

( 1) Dem Gesamtkollegium gehören mit 

Sitz und Stimme an: 

a) der Rektor als Vorsitzender, 
b) der Stellvertreter des Rektors, 
c) die Abteilungsleiter, 
d) der Hochschuldirektor, 
e) die Vertreter der Leiter von 

nicht einer Abteilt;ng ange­
gliederten Instituten, 

f) der Obmann des Dienststellen-
ausschusses für Hochschul-
lehrer, 

. g) der Obmann des Dienststellen­
ausschusses für die sonstigen 
Bediensteten, 

h) zwei Vertreter der im § 9 Abs. 
1 Z 2 bis 4 genannten Lehrer, 

i) zwei Vertreter der an der HOCh­
schule inskribierten Studieren-
den. 

§ 20 Abs. 2 

entfäll t, die Abs. 3 bis 6 erhal ten 
die Bezeichnungen Abs. 2 bis 5 

§ 21 Abs. 5 
(5) Anträge gemäß § 10 Abs. 2, An­
träge betreffend die Auflassung von 
Klassen (§ 33) sowie von einer Abtei­
lung angegliederten Instituten (§ 35 
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e gemäß § 33 Abs. 4 
sind vom ollegium gemeinsam 
~it dem zustlndi en Abteilungskolle­
gium (erweitertes Gesamtkollegium) zu 
beraten; das gl iche gilt für die 
Durchführung des Berufungsverfahrens 
(§ 11). etreffend die Auf­
lassung von Klas en oder von einer 
Abteilung angegl Instituten 
sind angenommen, 
Drittel der in de 

Mitglieder des 
kollegiums für 
haben. Anträge ge 
träge 
träge gemäß § 33 

enn mindestens zwei 
Sitzung anwesenden 

rweiterten Gesamt­
Antrag gestimmt 

Iß § 10 Abs. 2, An­
und Ar:­

sind angenom-
men, wenn mehr als die Hilf te der in 
der Sitzung anwes nden Mitglieder des 
erwei terten Ges tkollegiums für den 
Antrag gestimmt 

§ 21 Abs. 14 
(14) Alle die Stu ierenden betreffen-
den Beschl üsse 
sind durch Ansch 

Gesamtkollegiums 
an der Amtstafel 

des Rektorates ['" chtswirksam kundzu­
machen; Beschlüs e, die der Bestlti­
gung durch den Bundesminister für 
Unterricht sind erst nach 
Eintreffen diese Bestltigung im Rek­
torat kundzumach n. An Hochschulen, 
die in mehrere Gebluden unterge-
bracht sind, ist idafür zu sorgen, daß 

, 

in allen Gebäudeq in geeigneter Weise 
I 

- 20 -

Abs. 2) und Anträge gemäß § 33 Abs. 4 
sind vom Gesamtkollegium gemeinsam 
mit dem zustlndigen Abteilungskolle­
gium (erweitertes Gesamtkollegium) zu 
beraten; das gleiche gilt für die 
Durchführung des Berufungsverfahrens 
(§ 11). Antrlge betreffend die Auf­
lassung von Klassen oder von ei!1er 
Abteilung angegliederten Instituten 
sind angenommen, wenn mindestens zwei 
Drittel der in der Sitzung anwesenden 
Mitglieder des erweiterten Gesamt­
kollegiums für den Antrag gestiillmt 
haben. An träge gemäß § : 0 Abs. 2, .';!1-

trlge im Berufungsverfahren und Ar:­

trlge gemäß § 33 Abs. 4 sind angenom-
men, wenn mehr als die 2älfte:::er in 
der Sitzung anwese!1cen >:i ':~2.ie·':':e"~ ':':es 
erweiterten Gesamtkolleg:': . .uTIS fClrien 
Antrag gestimmt haben. ::n eineill 

Gesamtkollegium (er~ ... ei ter:en :1esamt-

kollegi'Lun), in dem die Zan2. jer >!ic-

glieder aus dem Kreise der nochschul­
professoren nicht größer als die der 
anderen Mitglieder ist, kommen 3e­
schlüsse gemäß § 22 Abs. lit. f, _ 

und m, § 22 Abs. 2 '.md § 35 Abs. 6 

nur zustande, wenn eine Mehrheit der 
Mi tglieder aus dem Kreise der i-ioch­
schul professoren für den Antrag ge­
stimmt hat. 

§ 21 Abs. 14 
entfäll t. 

auf den Anschlag !an der Amtstafel des. 
Rektorates hingeiieSen wird. 
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§ 22 Abs. 1 li t. 0 

0) die Verwaltung des gemäß lit. n 
gewonnenen Vermögens der Hochschule 
(§ 1 Abs. 2 lit.a); 

§ 22 Abs. 2 
(2) Das Gesamtkollegium kann Angele­
genheiten der Verwaltung, die zu 
seinem autonomen Wirkungsbereich 
gehören (Abs. 1) dem Rektorats­
direktor (§ 30 Abs. 2) zur selbstän­
digen Erledigung übertragen. 

§ 28 lit. q 
q) die Verwaltung des gemäß lit. p 
gewonnenen Vermögens der Abteilung 
(§ 1 Abs. 2 lit. a); 

IV. ABSCHNITT 

Dienststellen der Hochschulen 
§ 30. R e k tor a t 

(1) Die Amtsgeschäfte der obersten 
akademischen Behörde besorgt an jeder 
Hochschule das Rektorat unter der 
Leitung des Rektors. Dem Rektorat ob-
liegt auch 
Durchführung 
(§ 36). 

die organisatorische 
der Veranstaltungen 

(2 Jedem Rektorat ist ein rechts­
kundiger Verwal tungsbeamter beizu­
geben. Der Leiter der Rektoratskanz­
lei führt die Bezeichnung "Rektorats­
direktor". 

- 21 -

§ 22 Abs. 1 lit. 0 

0) die Verfügung über das gemäß lit. 
n gewonnene Vermögen der Hochschule 
(§ 1 Abs. 2 lit. a); 

§ 22 Abs. 2 

entfällt; Abs. 3 erhält die 
Bezeichnung Abs. 2. 

§ 28 lit. q 
q) die Verfügung über das gemäß lit.p 

gewonnene Vermögen der Abteilung (§ 1 
Abs. 2 lit. a); 

IV. ABSCHNITT 

Verwaltungseinrichtungen 
§ 30. H 0 ~ h s c h u 1 -

dir e k t ion 

(1) Die Bürogeschäfte des Rektors, 
des Gesamtkollegiums und der Ab-cei­
lungskollegien hat die Hochschul­
direktion zu besorgen. 

(2) Der Hochschuldirektion obliegt 
insbesondere: 

a) die Besorgung der Personalange­
legenhei ten der Lehrer, des 
sonstigen künstlerischen und 
~issenschaftlichen Personals 
und des nichtkünstlerischen und 
nichtwissenschaftlichen Perso­
nals einschließlich des Perso­
nals der Hochschulbibliothek 
und die Führung einer Personal-

evidenz. 
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b) die Anschaffung, Evidenthal-

tung, Ir:.standhaltung und Ver-
waltung des Inventars 1er Hoch-
schule mit Ausnahme der Bestän­
de der Hochschulbibliothek, 
sowei t diese Aufgaben nicht 
bezüglich der für den Lehr- und 
Forschungsbetrieb nötigen Appa­
rate und Anlagen durch Beschluß 
des Gesamtkollegiums eir:zelnen 
Studieneinrichtungen übertragen 
werden; ferner die Anschaffung 
und Evidenthai tung der an der 
Hochschule für den Verbrauch 
bestimmten Materialien; auf 
Antrag der Hochschuldirektion 
kann der Bundesmini3ter für 
Wissenschaft und Forschung ver­
fügen, daß die Anschaffung und 
Evidenthaltung dieser Materia­
lien nich~ durch die Hochschul­
direktion sondern durch die 
Studieneinri~htung zu erfolgen 
hat, für die die Materialien 
bestimmt sind. Der Lei ':.er der 
Studieneinrichtung ist vorher 

zu hören; 

c) die Evidenthaltung der der 

Hochschule zugewiesenen Gr~jnd­

stücke, Gebäude und Räume sowie 
ihrer Benützung (Benützungs­
plan) , weiters deren Verwaltung 
und !nstandhal t;Jng nach :'la.~gabe 

der geltenden Vorschriften Uber 
die Verwaltung und :ecnnische 
Betreuung bundeseigener Liegen­
schaften (Bundesgebäudever­

waltung) ; 
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d) die Durchführung der Aufnahme 
in den Verband der Hochschule 
(§ 23 Kunsthochschul-Studien­
gesetz, BGBI.Nr 187/1983) als 
ordentlicher Hörer (§ 5 Z 
KHStG), die Aufnahme als außer­
ordentlicher Hörer oder als 
Gasthörer (§ 26 KHStG), die 
Durchführung der Inskription 
(§ 27 KHStG), ,He .olusstellung 
von Abschluß- ~nd Abgangsbe­
scheinigungen (§ 43 KHStG) und 
die Evidenthaltung der Studie­
renden (§ 23 Abs. 7 KHStG); 

e) die Herausgabe eines Mittei­
lungsblattes , das insbesondere 
für folgende Verlautbarungen 
bestimmt ist: 

1. Verordnungen der akade-
mischen 3ehörden; 

2. GeSChäftsordnungen von 
Kollegialorganen; 

3. Termin und Ergebnis von 
Wahlen; 

4. Mitteilungen an iie Studie­
renden; 

5. Ausschreibung von Plan­
stellen. 

Das Mitteilungsblatt ist durch 
Aushang an der Amtstafel der 
Hochscnuldirektion kundzu­
machen. Den unter Z 1 und 2 ge­
nannten Verlautbarungen kommt 
reChtsverbindliche Kraft zu. 
Sie beginnt, wenn gesetzlich 
oder in diesen Verlautbarungen 
nichts anderes bestimmt ist, 
mit Ablauf des Tages der Kund­
machung. An HOChschulen, die in 
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mehreren Gebäuden untergebracht 
sind, ist dafür zu sorgen, daß 
in allen Gebäuden in geeigneter 
Weise auf den Aushang an der 
Amtstafel der Hochschuldirek­
tion hingewiesen wird. 

f) Die Zusammenstellung und Her­
ausgabe des Verzeichnisses der 
Lehrveranstaltungen sowie von 
StudienfUhrern rUr jede an der 
Hochschule eingerichtete Stu­
dienrichtung; 

g) die FUhrung der Verwaltungsge­
schäfte der PrUfer, der Prü­
fungskommissionen '.md der ?r'J-
fungssenate sowi! j:'~ Ausf~r~i-

gung von Zeugnissen und ihre 
EvidenthaI tung. Je!" :~ochschu';'-

direktion kann vom Gesa~tkol­

legium die Ausschreibung von 
Prüfungen sowie die Entgegen­
nahme von PrUfungsanmeldungen 
übertragen werden; 

h) die Verwaltung der Mittel, die 
der Hcchschule vom Bund zuge­
wiesen werden und die ihr gemäß 
§ 1 Abs. 2 zufließen, insbeson­
dere auch der rUr Gutachten und 
Forschungsarbeiten vereinnahm­
ten Mittel sowie die Ausarbei-
tung des Budgetantrages und des 
Stellenplanantrages der Hoch­
schule auf Grund der Beschlüsse 
des Gesamtkollegiums sowie die 
Beratung der Organe der Hoch-
schule in allen mit ihrer 
Tätigkeit zusammenhängenden 
finanziellen Fragen; 
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i) die Ausfertigung von Beschei­
den, insbesondere auch in Stu­
-:ii-=r.ange1-=genhei ten, auf Grund 
von Beschlüssen der zuständigen 
akademischen Behörden sowie die 
Bearbeitung anderer Rechtsan­
gelegenheiten und die Beratung 
von Organen der Hochschule in 
Rechtsangelegenheiten; 

j) die Beschaffung, Sammlung und 
Aufschließung von Informationen 
über den Lehr- und Forschungs­
betrieb, insbesondere durch 
Wahrnehmung der sich aus der 
Anwendung moderner technischer 
Hilfsmittel ergebenden Möglich­
keiten, zwecks Information der 
Organe der Hochschule sowie des 
Bundesministeriums rür Wissen­
schaft und Forschung; 

k) die Bearbeitung der Angelegen­
heiten betreffend die Bezie-
hungen der Hochscht'lle zu 
anderen Hochschulen und Univer­
sitäten des In- und Auslandes 
sowie zu anderen Lehr- und For­
schungseinrichtungen aller Art; 

1) die Führung des Hochschul-
archivs und der Aktenregistra­
tur; 

m) die organisatorische Durch-
führung 
(§ 36). 

von Veranstaltungen 

(3) Die Hochschuldirektion kann nach 
Maßgabe des Umfangs und der Eigenart 
der im Abs. 2 aufgezählten Aufgaben 
in Abteilungen gegliedert werden. 
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§ 31. Q u äst u r 

Die Zahlungsges häfte besorgt 
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an 

(4) Die Hochschuldirektion ist von 
einem Verwaltungsbeamten des Bundes 
zu leiten. Er führt die Verwendungs­
bezeichnung Hochschuldirektor. Die 
Ernennung zum Hochschuldirektor er­
folgt durch den Bundesminister für 
Wissenschaft und Forschung auf Grund 
einer öffentlichen Ausschreibung 
gemäß § 14 Abs. 2 nach Anhörung des 
Gesamtkollegiums. Voraussetzungen für 
die Ernennung sind, daß der Bewerber 
rechtskundig ist, ferner Kenntnisse 
der modernen Unternehmens führung und 
Erfahrungen auf dem Gebiete der Ver­
waltung größerer Dienststellen, An­
stalten und Betriebe besitzt. Der 
Hochschuldirektor untersteht in Ange­
legenheiten des autonomen Wirkungsbe­
reiches dem Rektor, in Angelegenhei­
ten des staatlichen Wirkungsbereiches 
dem Bundesminister für Wissenschaft 
und Forschung, er ist jedoch auch in 
diesen Angelegenheiten verpflichtet, 
den Rektor zu informieren. Weisungen 
des 3undesministers für 'Ilissenschaft 
und Forschung an den Hochschuldirek­
tor sind unter einem dem Rektor be­
kanntzugeben. 

§31. Quästur 

jeder Hochschule eine Quästur unter 

( 1) Die Quästur ist eine der Hoch­
schul direktion eingegliederte Verwal­
tungseinrichtung . Sie hat alle Kas­
sengeschäfte als Kasse der Hochschule 
zu besorgen und zwar: 

der Leitung des 

a) die Einhebung von Forderungen 
nach Maßgabe der geltenden Vor­

schriften; 
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§ 33 Abs. 4 
(4) Der Bundesminister für Wissen­
schaft und Forschung kann auf Antrag 
des er· .. ei terten Gesamtkoll egi ums auch 
einen Lehrer gemäß § 9 Abs. Z 5 
'Jder A.bs. 2 zum Leiter einer «lasse 
bestellen, wenn dies aus künstleri-

- 27 -

b) die Durchführung aller rar die 
Hochschule oder ihre 2inrich­
tungen zu leistenden Zahlungen 
und deren Evidenthalcungj 

c) die Verständigung der über die 
Mittel verfügungsberechtigten 
Personen oder akademischen Be­
hörden von der Durchführung der 
Zahlungen und von der Höhe der 
für die einzelnen für best~~mte 
Verwendungs zwecke in Betracht 
kommenden 
l'1ittel; 

noch 'rorhandenen 

d) die Verrechnung aller Einnahmen 

und Ausgaben der Hocnschule 
nach Maßgabe der ~el:enden 1or­

schriften. 

(2) Die Quästur hat '::lei :!er Dur::n­

führung ihrer Aufgaben auf die zweck­
mäßige Verwendung moderner ~echni­

scher Hilfsmittel Bedacht zu neh~en. 

(3) Die Ernennung des Leiters der 
Quästur erfolgt durch den 3undes-
minister P" . ur ".-lissenschaft :Sr"-

scl1Ung nach Anhörung des Gesamti<:o':'­
legiums. Der Leiter öer '~uästur :'3: 

dem Hochschuldirektor unterstel:t. 

§ 33 Abs. 4 

(4) Der Bundesminister für Wissen­
schaft und Forschung kann auf A.ntrag 
des erweiterten Gesamtkollegiums auch 
einen Lehrer gemäß § 9 A.bs. Z 5 
oder Abs. 2 zum Leiter einer Klasse 
bestellen, wenn dies aus künst.ier::'-
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sehen oder pädagogischen Gründen e~­

forderlich ist. "t der interimisti­
schen Leitung einer Klasse (Supplie­
rung) kann auf An des erweiterten 
Gesamtkollegiums vom Bundesminister 
für Wissenschaft und Forschung auch 
ein Lehrer gemäß § 9 Abs. 1 Z 2, 3 
oder 4 auf die auer von höchstens 
zwei Jahren betra t werden. Kann eine 
Besetzung (Wiede besetzung) der va­
kanten Klasse in erhalb dieses Zeit­
raumes nicht vor enommen werden, so 
ist vom erweite ten Gesamtkollegium 
eine Verlängerun der Supplierung um 

längstens ein wei eres Jahr unter An­
gabe der Gründe für die Verzögerung 
zu beantragen. 

§ 35 Abs. 7 dritter Satz 
Dem Institutslei~er obliegt auch die 
Organisation des 
die Oberwachung 
Bestimmungen de 
der Abschluß 
gemäß § 1 Abs. 2 

wal t ung des so 
des Institutes s 
über Mi tgliedsc 
der Bestimmunge 
li t. b. 

§ 35 Abs. 8 
(8) Für die 

Institutsbetriebes, 
der Einhaltung der 

Institutsordnung, 
Rechtsgeschäften 

lit. a und die Ver-
ewonnenen Vermögens 

wie die EntSCheidung 
aften nach Maßgabe 

des § Abs. 2 

ur eh führung wissen-
schaftlicher sow" e wissenschaftlich­
künstlerischer rbeiten im Auftrage 
Dritter gilt fol ende Regelung: 

- 28 -

schen oder pädagogischen Gründen e~­

forderlich ist. Mit der interimisti­
schen Leitung einer Klasse (Supplie­
rung) kann auf Antrag des erweiterten 
Gesamtkollegiums vom Bundesminister 
für Wissenschaft und Forschung auch 
ein Lehrer gemäß § 9 Abs. 1 Z 2, 3 
oder 4 auf die Dauer von höchstens 
zwei Jahren betraut werden. Kann eine 
Besetzung (Wiederbesetzung) der va­
kanten Klasse innerhalb dieses Zeit­
raumes nicht vorgenommen werden, so 
ist vom erweiterten Gesamtkollegium 
eine Verlängerung öer Supplierung um 

längstens ein weiteres Jahr unter An­
gabe der Gründe für die Verzögerung 
zu beantragen. Das er~eiterte Gesamt­
kollegium ist in diesen Fä~len abwei­
chend von den Bestimmungen des § 12 

Abs. 1 und 2 auch fnr die Beschluß­
fassung über Anträge auf Berufung von 
Gastprofessoren und auf Erteilung von 
Lehraufträgen zuständig. 

§ 35 Aba. 7 dritter Satz 
Dem Institutslei ter obliegt auch die 
Organisat5.on des Institutsbetriebes , 
die Überwachung der Einhaltung der 
Bestimmungen der 
der Abschl uß von 

Abs. 2 

Institutsordnung, 
Rechtsgescnäften 
11t. a und die gemäß § 

Verfngung über das so gewonnene 
sowie die Vermögen des 

Entscheidung 
nach Maßgabe 

Institutes 
über Mitgliedschaften 

der Bestimmungen des § 1 

Abs. 2 li t. b. 

§ 35 Abs 8 
entfällt; die Abs. 9 und 10 erhalten 
die Bezeichnungen Abs. 8 und 9. 

13/ME XVI. GP - Ministerialentwurf (gescanntes Original)46 von 50

www.parlament.gv.at



• 

a) die Übernahme solcher Arbeiten 
ist zulässig, wenn hiedurch der 
ordnungsgemäße Lehr- und For-
schungsbetrieb nicht beein-
trächtigt wird. Ein schrift­
licher Vertrag ist zu errich­
ten, der jedenfalls den Ersatz 
der Kosten vorzusehen hat; eine 
darüber hinausgehende Honorar­
vereinbarung ist zUlässig. Der 
Vertrag ist vor Unterfertigung 
durch den Institutsleiter dem 
Bundesministerium für Wissen­
schaft und Forschung zur Kennt­
nis zu bringen. Der Vertragsab­
schluß ist vom Bundesminister 
für 'tlissenschaft und Forschung 
zu untersagen, wenn eine Beein­
trächtigung des Lehr- und For-
schungsbetriebes 
ist; 

zu erwar-:en 

b )üe Institute können vom Ge-
samt kollegium und vom Bundesmi­
nister für Wissenschaft und 
Forschung mit der Durchführung 
im öffentlichen Interesse lie­
gender wissenschaftlicher oder 
wissenschaftlich-künstlerischer 
Arbeiten beauftragt werden. Der 
ordnungsgemäße Lehr- und For­
schungsbetrieb darf durch 
solche Arbeiten nicht beein­
trächtigt werden. Ein Anspruch 
auf ein Honorar für solche 
Arbeiten besteht nicht. 

- 29 -

Abs. 35 Abs. 10 und 11 
(10) Zur Erfüllung von Aufgaben gemäß 
Abs. 3, die den Bereich anderer Hoch­
schulen berühren, können interhoch­
schulische Institute eingerichtet 
werden. Zur Besorgung der nach den 
Bestimmungen dieses Bundesgesetzes 
dem Gesamtkollegium zukommenden Auf­
gaben ist von den Gesamtkollegien der 
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beteiligten Hochschulen eine Kcmmis­
sion mit Entscheidungsbefugnis einzu­
setzen. Jedes Gesamtkollegium hat die 
gleiche Zahl von Mitgliedern zu ent­
senden. Die Kommission ist so zusam­
menzusetzen, daß wenigstens ein Ver­
treter einer jeden Personengruppe der 
Gesamtkollegien (Hochschulprofes­
soren, sonstige Lehrer, Studierende) 
der Kommission angehört. Ein Rektor 
der beteiligten Hochschulen ist ein­
vernehmlich mit der Einberufung und 
der Leitung der konstituierenden 
Si tzung der Kommission zu beauftra­
gen. In der konstituierenden Sitzung 
ist ein Vorsitzender der Kommission 
aus dem Kreise der der Kommission an­
gehörenden Hochschulprofessoren zu 
wählen. Die Bestimmungen des § 17 
Abs. 4 und des § 21 Abs. 2, 7, 8 und 
11 sind sinngemäß anzuwenden.Der 

Leiter des Instituts ist von der Kom­
mission zu bestellen. Er wird mit der 
Bestellung Mitglied der Kommission. 
Die Kommission hat insbesondere auch 
zu bestimmen, welche Hochschuldirek­
tion der beteiligten Hochschulen die 

das Institut betreffenden Verwal­
tungsaufgaben zu übernehmen hat. 

(11) Wird ein interhoChschulisches 
Insti tut gemeinsam :ni t der Akademie 
der bildenden Künste in ',üen~inge­

richtet, so sind die Bestimmungen des 
Abs. 10 mit der Maßgabe anzuwenden, 
daß auf der Seite der Akademie an die 
Stelle des Gesamtkollegiums das ?ro­
fessorenkollegium (§§ 3 und 9 Akade­
mie-Organisationsgesetz, BGBl.Nr. 
237/1955) und an die Stelle der Hoch­
schuldirektion das Rektorat (§ 11 
Akademie-Organisationsgesetz) zu 

treten hat. 
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§ 37 Abs. 3 
(3) Die Hochschulbibliothek ist von 
einem Beamten oder Vertragsbedienste­
ten des Bundes, der die Prüfung für 
den Höheren Bibliotheksdienst (BGBl.­
Nr. 236/1961 in der Fassung BGBl.Nr. 
236/1963) mit Erfolg abgelegt hat, zu 
leiten. Er führt die Verwendungs be­
zeichnung "Bibliothesdirektor". Der 
Bibliotheksdirektor ist vom Bundesmi­
nister für Wissenschaft und Forschung 
auf Grund einer öffentlichen Aus­
schreibung gemäß § 13 Abs. 1 nach An­
hörung des Gesamtkolleg:'ums zu be­
stellen. Er untersteht unmittelbar 
dem Bundesminister für Wissenschaft 
und Forschung. 

§ 37 Abs. 4 lit. b 

b) die Anschaffung von Literatur 
und sonstigen Informations­
trägern nach Maßgabe der vom 
Bundesmi:1isterium für Wissen­
schaft und Forschung der Hoch­
schulbibliothek zugewiesenen 
Mittel; 
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§ 37 Abs. 3 

(3) Die Hochschulbibliothek ist unbe­
schadet der Rechte des Gesamtkolle­
giums gemäß Abs. 9 und 11 von einem 
Beamten oder Vertragsbediensteten des 
Bundes, der die Prüfung für den 
Höheren Bibliotheksdienst (BGEl.Nr. 
659/1978 in der jeweiligen Fassung) 
mit Erfolg abgelegt hat, zu leiten. 
Er führt die Verwendungsbezeichnung 
Bibliotheksdirektor. Der Bibliotheks­
direktor ist vom Bundesminister für 
Wissenschaft und Forschung auf Grund 
einer öffentlichen Ausschreibung 
gemäß § 13 Abs. 1 nach Anhörung des 
Gesamtkollegiums zu bestellen. Er 
untersteht unmittelbar dem Bundesmi­
nister für Wissenschaft und For­
schung. Der Bibliotheksdirektor wird 
im Falle seiner Verhinderung durch 
den an Dienstjahren ältesten an der 
Hochschulbibliothek gemäß Mobs. 7 'ler­
wendeten Beamten der Ver',olendungs­
gruppe A (Vertragsbediensteten der 
Entlohnungsgruppe a), in Ermangelung 
eines solchen durch den an Dienst­
jahren ältesten Beamten (Vertragsbe­
diensteten) der jeweils nächstfolgen­
den Verwendungsgruppe (Entlohnungs­
gruppe) vertreten. 

§ 37 Abs. 4 lit. b 

b) die Anschaffung von Literatur und 
sonstigen :nformationstr3gern 
nach Maßgabe der '10m Bundesmini­
sterium für ~issenschaft und 
Forschung der Hochschulbibl:'o­
thek zugewiesenen :.1i t tel sowie 
die Verfügung über das gemäß § 

Abs. 2 lit. a gewonnene Vermögen 
der Hochschulbibliothek; 
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§ 39 Abs. 1 
(1) Personen, die s eh um die von der 
Hochschule vertre enen künstleri-
sehen ,wissensch ftlichen oder 
anderen kulturelle Ziele besondere 
Verdienste erworben haben, kann vom 
Gesamtkollegium I" Titel eines 
Ehrenmitgliedes de Hochschule ver­
liehen werden. 

§ 40 

§ 40. S t 

s tim m 
a f b e -
n gen 

(1) Die den chulen nach den 
Bestimmungen Bundesgesetzes 
eigentümlichen Tit 1 und Bezeichnun­
gen sind nach Maßg be der Bestimmun­
gen des Abs. 2 geschützt. 

(2) Wer die in Abs. 1 erwähnten Titel 
und Bezeichnungen, sei es, daß sie 
allein, sei es, da sie in Zusammen­
setzungen gebrauc t werden, unbe­
rechtigt führt, b geht, sofern die 
Tat nicht nach einer anderen Bestim­
mung mit strenger r Strafe bedroht 
ist, eine Verwalt ngsübertretung und 
wird mit Geld bis u S 30.000,-- oder 
mit Arrest bis zu sechs Wochen 
bestraft. 
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§ 39 Abs. 1 
(1) Personen, die sich um die von der 
Hochschule vertretenen künstleri-
sehen, wissenschaftlichen oder an­
deren kulturellen Ziele besondere 
Verdienste erworben haben, kann vom 
Gesamtkollegium der Titel eines 
Ehrenmitgliedes der Hochschule ver­
liehen werden. Eine posthume Ver­
leihung ist zulässig. 

§ 40 

§ 40. S t I" a f b e -
s tim m u n gen 

(.1) Die den Hochschulen nach den 
Bestimmungen dieses Bundesgesetzes, 
der Kunsthochschulordnung sowie der 
Studiengesetze eigentümlichen Titel 
und Bezeichnungen sowie die akade­
mischen Grade und Ber~fsbezeichnungen 
sind nach Maßgabe der Bestimmungen 
des Abs. 2 geschützt. 

(2) Wer die im Abs. 1 erwähnten Titel 
und Bezeichnungen sowie die akademi­
schen Grade und Berufsbezeichnungen 
allein oder in Zusammenset zung unbe­
rechtigt führt, begeht, sofern es 
sich nicht um eine herkömmliche Be­
zeichnung handelt oder die Tat nicht 
nach einer anderen Bestimmung mit 
strengerer Strafe bedroht ist, eine 
Verwaltungsübertretung und wird mit 
einer Geldstrafe bis zu 50.000, -- S 
oder mit Arrest bis zu sechs Wochen 
bestraft. 
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